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Landesrechnungshof Niederösterreich   I 

Grundlagen der psychiatrischen Versorgung in  
Niederösterreich  
Zusammenfassung 

Die Versorgung psychisch kranker oder beeinträchtigter Menschen erfolgt 
im Gesundheitssystem und im Sozialsystem. Im Jahr 2010 entstanden 
dafür allein in den NÖ Landeskliniken Kosten in der Höhe von rund 83,1 
Millionen Euro. Die Ausgaben im Sozialsystem beliefen sich auf rund 51,8 
Millionen Euro. Der Landesrechnungshof überprüfte daher die Grundlagen 
der psychiatrischen Versorgungsstrukturen in Niederösterreich. 

Die NÖ Landesregierung sagte in ihrer Stellungnahme vom 
25. September 2012 zu, die zehn Empfehlungen umzusetzen. Der 
Landesrechnungshof vermisste dazu  noch  einen  konkreten  Zeit-
plan für die Evaluierung des Psychiatrieplans, auf deren Basis die 
gesamthafte Bedarfsplanung erfolgen soll. 

Psychiatrieplan 
Die psychiatrische Versorgung in Niederösterreich war lange auf die Lan-
desnervenkliniken in Gugging und Mauer konzentriert. Internationale 
Entwicklungen führten zum Aufbau einer gemeindenahen psychiatrischen 
Versorgung und zu regionalen Strukturen. In sechs NÖ Landeskliniken 
wurden psychiatrische Abteilungen eingerichtet und die Landesnervenkli-
nik Gugging 2007 geschlossen.  

Regional übernahmen Betreuungsstationen und Betreuungszentren in 
Pflegeheimen sowie der Psychosoziale Dienst psychiatrische Versorgungs-
leistungen.  

Die Grundlage für die Umstrukturierung bildete der NÖ Psychiatrieplan 
1995 und ab 2003 dessen evaluierte Version. Die Empfehlungen des Psy-
chiatrieplans wurden teilweise in Modellregionen erprobt. 

Bis 2006 oblag die Umsetzung des NÖ Psychiatrieplans dem NÖ Gesund-
heits- und Sozialfonds. Danach konzentrierte sich der NÖ Gesundheits- 
und Sozialfonds auf die Gesundheitsstrukturplanung und übergab die Pla-
nung und die Finanzierung der psychiatrischen Versorgung im Sozialsys-
tem der Abteilung Soziales GS5. Seine gesetzlichen Aufgaben zur Evaluie-
rung des NÖ Psychiatrieplans und zur Vernetzung des Psychosozialen 
Diensts mit Krankenanstalten und niedergelassenen Ärzten nahm der 
Fonds seit 2003 nicht wahr.  
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Versorgungsplanung im Gesundheitssystem 
Der NÖ Gesundheits- und Sozialfonds legte im Regionalen Strukturplan 
Gesundheit die Kapazitäten für die psychiatrische Versorgung im Gesund-
heitssystem fest. Dieser wies bis zum Jahr 2015 einen Mehrbedarf an 
Krankenhausbetten, Tagesklinikplätzen und niedergelassenen Fachärzten 
für Psychiatrie aus. Der für die verbindliche Umsetzung des Regionalen 
Strukturplans Gesundheit vorgeschriebene Landeskrankenanstaltenplan 
fehlte. Für dessen Verordnung war eine Novellierung des NÖ Krankenan-
staltengesetzes erforderlich. 

Versorgungsplanung im Sozialsystem 
Die psychiatrische Versorgungsplanung im Sozialsystem erfolgte seit 2007 
ohne Einbindung des Beirats zur Sozialplanung, der mit allen wesentlichen 
Angelegenheiten der Sozialpolitik zu befassen war. 

Im Jahr 2010 strukturierte die Abteilung Soziales GS5 den Psychosozialen 
Dienst neu. Da die Abteilung dafür keine Experten hatte, zog sie externe 
Berater bei. Die Effektivität und die Effizienz des neu strukturierten Psy-
chosozialen Diensts sollte evaluiert werden. Außerdem sollte eine Kosten-
beteiligung der Krankenversicherungsträger an Leistungen des Psychosozi-
alen Diensts angestrebt werden. 

Trotz erfolgreicher Maßnahmen fehlte eine gesamthafte Planung der Ver-
sorgungsstrukturen für den Sozialbereich im Sinn des NÖ Psychiatrieplans. 

Kooperation und Koordination  
Die auf das Gesundheits- und Sozialsystem verteilte psychiatrische Versor-
gung erforderte eine bessere Abstimmung und Zusammenarbeit zwischen 
dem NÖ Gesundheits- und Sozialfonds und den zuständigen Abteilungen 
des Amts der NÖ Landesregierung, um durch eine gesamthafte Planung 
und Abwicklung eine Über-, Unter- oder Fehlversorgung zu vermeiden.  

Dafür waren Strukturen aufzubauen, die eine gesamthafte Planung und 
damit eine bedarfsgerechte Behandlung und Betreuung psychisch kranker 
oder beeinträchtigter Menschen in beiden Systemen wirtschaftlich und 
zweckmäßig unterstützen. 

Finanzierung 
Die wirtschaftlichen Interessen der unterschiedlichen Kostenträger und 
Leistungserbringer konnten sich nachteilig auf die notwendige Versorgung 
psychisch kranker und beeinträchtigter Menschen, auf den Behandlungs- 
bzw. Betreuungsverlauf sowie damit auf die Höhe der Gesamtkosten aus-
wirken.  
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Der NÖ Psychiatrieplan 2003 war zu evaluieren. Dabei sollten die Auswir-
kungen der bestehenden Vergütungs- und Finanzierungsformen auf die 
Qualität der Versorgung und auf die Gesamtkosten untersucht werden, um 
psychisch kranke oder beeinträchtigte Menschen insgesamt effizient und 
effektiv versorgen zu können. Generell sollte eine leistungsgerechte Finan-
zierung durch alle verantwortlichen Kostenträger angestrebt werden. 

Auf dem Deckblatt des Berichts sowie im Bericht wurden mit 
freundlicher Unterstützung der Privatstiftung – Künstler aus Gug-
ging Werke von Gugginger Künstlern abgebildet. 

 
 © Privatstiftung Künstler aus Gugging 

Oswald Tschirtner, Viele fliegende Engel, 1972 
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1.  Prüfungsgegenstand 
Der Landesrechnungshof überprüfte die Grundlagen der psychiatrischen Ver-
sorgungsstrukturen in Niederösterreich. 

Diese werden je nach Leistung und Finanzierung entweder dem Gesundheits- 
oder dem Sozialsystem zugeordnet. Strukturell handelt es sich dabei im We-
sentlichen um psychiatrische Abteilungen in Krankenanstalten, niedergelas-
sene Ärzte, psychosoziale Dienste, Betreuungszentren bzw. Betreuungsstatio-
nen in Pflegeheimen, Tagesstätten und betreute Wohnformen. 

Ziel war, die Planung, Steuerung und Finanzierung der psychiatrischen Ver-
sorgung im Gesundheitssystem, im Sozialsystem und an deren Nahtstellen zu 
überprüfen. Zum besseren Verständnis der Zusammenhänge geht der Bericht 
in einzelnen Bereichen auf Entwicklungen der letzten zehn Jahre ein.  

Um die Übersichtlichkeit zu erhöhen und die Lesbarkeit zu vereinfachen, 
wurden personenbezogene Bezeichnungen im Bericht grundsätzlich nur in 
einer Geschlechtsform verwendet und umfassten Männer und Frauen. 

2.  Ausgaben und Kosten für die psychiatrische 
Versorgung  

Die Ausgaben bzw. die Kosten für psychiatrische Versorgungsstrukturen im 
NÖ Sozialsystem von rund 51,8 Millionen Euro und in den NÖ Landesklini-
ken von rund 83,1 Millionen Euro stellten sich für das Jahr 2010 wie folgt 
dar: 

Ausgaben für psychiatrische Versorgungsstrukturen im niederöster-
reichischen Sozialsystem laut Rechnungsabschluss 2010 in Euro 

Psychosozialer Dienst 8.632.062,59 
Projekte in Modellregionen 629.736,44 
Clubs 1.762.593,42 
Wohnen/Tagesbetreuung 15.037.749,67 

26.062.142,12

Betreuungsstationen in Landespflegeheimen und priva-
ten Heimen 12.679.031,37
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Ausgaben für psychiatrische Versorgungsstrukturen im niederöster-
reichischen Sozialsystem laut Rechnungsabschluss 2010 in Euro 

Betreuungszentren in den Landespflegeheimen Mauer 
und Tulln sowie in einem privaten Heim  12.015.968,58

Chronischer Langzeitbereich im Landesklinikum Most-
viertel Amstetten-Mauer  1.022.214,56

Summe Ausgaben im Sozialsystem: 51.779.356,63

 

Kosten für psychiatrische Versorgungsstrukturen in den NÖ Landes-
kliniken laut NÖ Landeskliniken-Holding für 2010 in Euro 

Erwachsenenpsychiatrie 

Ambulanter Bereich 742.732,00 
Tagesklinischer Bereich 5.237.645,00 
Therapie 377.954,00 
Langzeitbereich 1.883.239,00 
Stationärer Bereich 52.725.853,00 
Forensik 7.882.213,00 

68.849.636,00

Kinder- und Jugendpsychiatrie 

Ambulanter Bereich 1.183.208,00 
Tagesklinischer Bereich 1.360.400,00 
Stationärer Bereich 11.659.607,00 

14.203.215,00

Summe der Kosten in den NÖ Landeskliniken:  83.052.851,00

Der Hauptverband der Sozialversicherungsträger und die Salzburger Gebiets-
krankenkasse erhoben im Rahmen eines Projekts die Kosten psychischer Er-
krankungen in Österreich.  

Eine gesonderte Auswertung der Daten und der Kosten psychischer Erkran-
kungen für Niederösterreich war nach Angaben des Hauptverbandes jedoch 
nicht möglich. Daher enthält die folgende Darstellung nur Kenndaten über 
psychisch erkrankte Menschen in Österreich. Darin nicht enthalten sind die 
Kosten der Pensionsversicherung für Berufsunfähigkeitspensionen bzw. Re-
habilitationsmaßnahmen. 
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Kenndaten über psychisch erkrankte Menschen für  
Österreich im Jahr 2009 

Anzahl der Personen, die wegen psychischer Leiden Leistun-
gen der Krankenversicherung erhielten 900.000

Anzahl der Personen, die im Jahr 2009 Psychopharmaka ver-
schrieben bekamen 840.000

Anzahl der Personen, die im Jahr 2009 aufgrund einer psychi-
schen Diagnose im Krankenstand waren (bei einer durch-
schnittlichen Krankenstandsdauer von 40 Tagen)  

78.000

Anzahl der Personen mit stationärem Aufenthalt aufgrund 
einer psychischen Diagnose 70.000

Steigerungsrate der Anzahl psychisch Erkrankter innerhalb 
von drei Jahren in Prozent + 13 %

Kosten 2009 in Euro 
für Psychopharmaka                  250,0 Millionen 
für Psychotherapie und psychotherapeutische Medizin             63,0 Millionen 
für Behandlung bei Psychiatern 31,0 Millionen 
für weitere ärztliche Leistungen                                      100 bis 150,0 Millionen 
für psychologische Diagnostik                                                             5,4 Millionen 
für Krankengeld      70,6 Millionen 
Aufwendungen in Spitälern  280,0 Millionen 
Summe Kosten insgesamt rund                                800 bis 850 Millionen 
 

Quelle: Soziale Sicherheit, Fachzeitschrift der österreichischen Sozialversicherung, 4/2012, Seiten 
182 und 183 
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3.  Rechtliche Grundlagen 
Die psychiatrische Versorgung wird, abhängig davon ob sie das Gesundheits- 
oder das Sozialsystem betrifft, hinsichtlich Gesetzgebung und Vollziehung 
vom Bund oder von den Ländern wahrgenommen. 

Rechtliche Grundlagen im Gesundheitssystem 
Das Sozialversicherungswesen ist Bundessache in Gesetzgebung und Vollzie-
hung (Art 10 Abs 1 Z 11 Bundes-Verfassungsgesetz, B-VG). Wesentliche Be-
stimmungen für den Versicherungsfall Krankheit, die Krankenbehandlung so-
wie die Anstaltspflege finden sich daher in den Sozialversicherungsgesetzen. 

Angelegenheiten der „Heil- und Pflegeanstalten“ (Krankenanstalten) obliegen 
in der Grundsatzgesetzgebung dem Bund, die Erlassung von Ausführungsge-
setzen und die Vollziehung sind Ländersache (Art 12 Abs 1 Z 1 B-VG). Allge-
meine Bestimmungen für die Errichtung und den Betrieb von Krankenanstal-
ten sowie besondere Bestimmungen für psychiatrische Abteilungen finden 
sich im Krankenanstalten- und Kuranstaltengesetz (KAKuG), BGBl 1957/1, 
und im NÖ Krankenanstaltengesetz (NÖ KAG), LGBl 9440. 

Mit der Vereinbarung gemäß Art 15a B-VG über die Organisation und Finan-
zierung des Gesundheitswesens 2005 bis 2008 wurden die Grundlagen für 
eine integrierte Gesundheitsstrukturplanung und damit für eine bereichs- und 
rechtsträgerübergreifende Versorgung geschaffen.  

Eine wichtige Rechtsgrundlage für die Planung von psychiatrischen Versor-
gungsstrukturen stellte die Vereinbarung gemäß Art 15a B-VG über die Orga-
nisation und Finanzierung des Gesundheitswesens vom 1. Jänner 2008 
LGBl 0813 dar. Der Geltungsbereich der Vereinbarung, die für die Jahre 2008 
bis einschließlich 2013 geschlossen wurde, umfasst das Gesundheitswesen 
und den Pflegebereich, soweit dieser im Rahmen des Nahtstellenmanage-
ments für die Gesundheitsversorgung von Bedeutung ist. Das Ziel ist eine in-
tegrierte Planung der österreichischen Gesundheitsversorgungsstruktur und 
der angrenzenden Bereiche.  

Die in der Vereinbarung festgelegten Aufgaben nahm der NÖ Gesundheits- 
und Sozialfonds (NÖGUS) wahr. Die Rechtsgrundlage bildete das NÖ Gesund-
heits- und Sozialfonds-Gesetz 2006 (NÖGUS-G 2006), LGBl 9450. Zweck des 
NÖGUS war die aufeinander abgestimmte Planung, Steuerung, Finanzierung 
und Qualitätssicherung des Gesundheits- und des damit unmittelbar im Zu-
sammenhang stehenden Sozialwesens in Niederösterreich.  
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Rechtliche Grundlagen im Sozialsystem 
Im Sozialsystem wird die Gesetzgebung und Vollziehung von den Ländern 
wahrgenommen. In Niederösterreich regelt das NÖ Sozialhilfegesetz 2000 
(NÖ SHG), LGBl 9200, die Hilfe für Menschen mit besonderen Bedürfnissen. 

Menschen mit besonderen Bedürfnissen sind Personen, die unter anderem 
auf Grund einer psychischen Beeinträchtigung (einer psychischen Krankheit) 
nicht in der Lage sind, aus eigener Kraft zu einer selbständigen Lebensführung 
zu gelangen oder diese beizubehalten. Ziel der Hilfe ist, Menschen mit beson-
deren Bedürfnissen durch ein abgestimmtes Hilfsangebot in die Gesellschaft 
einzugliedern.  

Vorgaben zu den Planungsaufgaben im Sozialsystem werden durch das NÖ 
SHG normiert. Demnach obliegt die Sozialplanung für das gesamten Landes-
gebiet sowie deren regelmäßige Überprüfung und Evaluierung dem Land. Die 
Ziele der Sozialplanung sollen entsprechend den Vorgaben des NÖ SHG durch 
Sozialprogramme umgesetzt werden.  

© Privatstiftung Künstler aus Gugging 
Johann Hauser, Blonde Frau, 1986 
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4.  Zuständigkeiten 
Die Zuständigkeiten für Angelegenheiten der psychiatrischen Versorgungs-
strukturen stellten sich wie folgt dar: 

Geschäftsordnung der NÖ Landesregierung  
Für die Angelegenheiten der psychiatrischen Versorgungsstrukturen waren 
aufgrund der Verordnung über die Geschäftsordnung der NÖ Landesregierung 
folgende Regierungsmitglieder zuständig. 

Krankenanstalten einschließlich der sanitären Aufsicht und Verwaltung der 
Landeskrankenanstalten: 

 Landeshauptmann-Stellvertreter Mag. Wolfgang Sobotka, ab 12. April 
2008 

 Landesrätin Karin Kadenbach, von 27. Jänner 2007 bis 11. April 2008 

 Landesrat Emil Schabl, von 26. April 2003 bis 26. Jänner 2007 

 Landeshauptmann-Stellvertreter Heidemaria Onodi bis 25. April 2003 

Angelegenheiten der sozialen Verwaltung, soweit diese keinem anderen Mit-
glied der Landesregierung zugewiesen waren, der Hilfen zur Sicherung des 
Lebensbedarfes und in besonderen Lebenslagen (Abschnitte 2 und 3 des NÖ 
SHG) und für Angelegenheiten des Beirates für Sozialplanung und der regio-
nalen Sozialbeiräte: 

 Landesrätin Mag. Karin Scheele, ab 12. Dezember 2008 

 Landesrätin Gabriele Heinisch-Hosek, von 12. April 2008 bis 11. Dezember 
2008 

 Landesrat Emil Schabl, von 27. Jänner 2007 bis 11. April 2008 

 Landesrätin Christa Kranzl bis 26. Jänner 2007  

Angelegenheiten der Sozialhilfe, soweit diese keinem anderen Mitglied der 
Landesregierung zugewiesen waren, und Landes-Pflegeheime:  

 Landesrätin Mag. Barbara Schwarz, ab 29. April 2011 

 Landesrätin Mag. Johanna Mikl-Leitner, von 12. April 2008 bis 28. April 
2011 

 Landesrätin Dr. Petra Bohuslav, von 24. Dezember 2004 bis 11. April 2008 

 Landeshauptmann-Stellvertreter Liese Prokop bis 23. Dezember 2004 

Für die Bestellung der Geschäftsführer des NÖGUS und ab 28. Jänner 2010 
auch für die Bestellung der Stellvertreter der Geschäftsführer des NÖGUS war 
Landeshauptmann Dr. Erwin Pröll zuständig. 
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Geschäftseinteilung des Amts der NÖ Landesregierung 
Aufgrund der Geschäftseinteilung des Amts der NÖ Landesregierung wurden 
Aufgaben im Zusammenhang mit psychiatrischen Versorgungsstrukturen von 
folgenden Abteilungen wahrgenommen: 

 Abteilung Sanitäts- und Krankenanstaltenrecht GS4  
Rechtliche Angelegenheiten der Krankenanstalten sowie die Bewilligung 
und Aufsicht für Pflegeheime 

 Abteilung Soziales GS5 
Aufgaben im Zusammenhang mit der Sozialhilfe, ausgenommen jedoch 
Angelegenheiten der Landes-Pflegeheime und der Bewilligung und Aufsicht 
für Pflegeheime sowie Aufgaben im Zusammenhang mit dem Sozialhilfe-
beirat und der sozialen Verwaltung 

 Abteilung Landeskrankenanstalten und Landesheime GS7 
Aufgaben im Zusammenhang mit Angelegenheiten der Landes-Pflegeheime 
und der Verwaltung der Landeskrankenanstalten 

 Abteilung Personalangelegenheiten B (LAD2-B) 
Aufgaben im Zusammenhang mit Personalangelegenheiten der Bedienste-
ten in den Landeskrankenanstalten und den Landespflegeheimen sowie die 
Bestellung und Abberufung der Geschäftsführer und der Stellvertreter des 
NÖ Gesundheits- und Sozialfonds 

NÖ Gesundheits- und Sozialfonds  
Der NÖ Gesundheits- und Sozialfonds (NÖGUS) wurde 1996 als Fonds mit 
eigener Rechtspersönlichkeit durch das NÖ Gesundheits- und Sozialfonds-
Gesetz, LGBl 9450-0 gegründet. Er hatte seinen Sitz in St. Pölten und unter-
stand der Aufsicht der NÖ Landesregierung. Die Aufgaben des NÖGUS er-
streckten sich unter anderem auf die Planung von Versorgungsstrukturen für 
psychisch behinderte sowie für pflegebedürftige Menschen. 

Die Aufgaben des NÖGUS besorgten seit 1. Jänner 2006 seine Organe Ge-
sundheitsplattform, Ständiger Ausschuss, Gesundheitskonferenz und Ge-
schäftsführung. 

Die Gesundheitsplattform traf Grundsatzentscheidungen für Planung, Steue-
rung und Qualitätssicherung sowie Finanzierung des NÖ Gesundheitswesen. 

Der Ständige Ausschuss gab die Gesundheitsziele, die unmittelbar damit zu-
sammenhängenden sozialpolitischen Ziele für die Krankenanstalten und den 
Bereich der sozialpsychiatrischen Versorgung in NÖ vor und traf die Ent-
scheidungen für die aus den Aufgaben des NÖGUS erwachsenden Belange.  
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Die Geschäftsführung hatte für die Ausführung der Aufgaben im Rahmen der 
Beschlüsse der Gesundheitsplattform und des Ständigen Ausschusses zu sor-
gen sowie eigenverantwortlich und selbstständig die laufenden Geschäfte zu 
besorgen, welche aufgrund der Umsetzung der Beschlüsse erforderlich waren. 

Der NÖGUS bestand aus den Bereichen Gesundheit und Soziales, wobei bis 
zum Jahr 2005 für jeden Teilbereich ein eigener Geschäftsführer hauptver-
antwortlich war. 

© Art Brut KG 
Arnold Schmidt, Drei Figuren, 1992 

5.  Planung der psychiatrischen Versorgung 
beim NÖGUS 

Internationalen Entwicklungen in der Psychiatrie folgend, bestanden auch in 
Niederösterreich ab 1975 Bemühungen, eine „gemeindenahe Psychiatrie“ ein-
zurichten. Die psychiatrische Versorgung in Niederösterreich sollte nicht 
mehr – wie viele Jahrzehnte lang – auf die zwei Landesnervenkliniken in Gug-
ging und Mauer konzentriert sein, sondern überwiegend außerhalb dieser 
Institutionen stattfinden.  
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Im Jahr 1995 wurde die Universitätsklinik für Psychiatrie in Wien beauftragt, 
einen Psychiatrieplan für Niederösterreich zu erstellen. Der NÖ Psychiatrie-
plan 1995 sah die weitgehende Dezentralisierung der psychiatrischen Versor-
gung sowie die Einrichtung einer „gemeindenahen Psychiatrie“ – ein ur-
sprünglich städtisches Modell – vor. 

5.1 Aufgaben und Entwicklung von 1996 – 2005  
Die Umsetzung des NÖ Psychiatrieplans 1995, insbesondere die Entflechtung 
der Akut- und Langzeitbereiche in den Landesnervenkliniken Gugging und 
Mauer oblag dem NÖGUS und war Aufgabe der Geschäftsführung für den 
Bereich Soziales. Dies erforderte laut Gesetz: 

 Erarbeitung von Überleitungskonzepten für die Langzeitpatienten und das 
Personal  

 Umstrukturierung des Psychosozialen Diensts (PSD) und die Vernetzung 
des PSD mit niedergelassenen Ärzten und Krankenanstalten 

 Vernetzung der ambulanten und stationären Kinder- und Jugendpsychiat-
rie 

 Die Vernetzung der ambulanten und stationären psychiatrischen Versor-
gung geistig behinderter Menschen  

Weiters war die Geschäftsführung für den NÖGUS Bereich Soziales für die re-
gelmäßige Überprüfung und Evaluierung der Maßnahmen des NÖ Psychiat-
rieplans und die Weiterentwicklung der Umstrukturierung der NÖ Landes-
pflegeheime verantwortlich. 

Bei der Umsetzung des Psychiatrieplans 1995 beschäftigte sich der NÖGUS 
Bereich Soziales vorrangig mit der Planung, dem Aufbau sowie der Erweite-
rung regionaler psychiatrischer Versorgungsstrukturen. Von 1998 bis 2000 
wurden in den allgemeinen Krankenanstalten von Hollabrunn, Neunkirchen 
und Waidhofen/Thaya jeweils psychiatrische Abteilungen eingerichtet. 

Im Oktober 2000 beschloss die NÖ Landesregierung, die damalige Landesner-
venklinik Gugging mit dem Landeskrankenhaus Tulln zusammenzuführen 
und in weiterer Folge die Landesnervenklinik Gugging zu schließen. Das war 
ein wesentlicher Schritt zur Integration der Psychiatrie in das System der all-
gemeinen medizinischen Grundversorgung. Die Trennung des Akut- und des 
Langzeitbereichs erforderte aber die Enthospitalisierung von psychiatrischen 
Langzeitpatienten aus Gugging und deren Überleitung in Betreuungsstationen 
der NÖ Landespflegeheime sowie in betreute Wohneinrichtungen.  
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In der Landesnervenklinik Mauer erfolgte die Trennung des Akut- und des 
Langzeitbereichs durch die Einrichtung eines Landespflegeheims für rund 180 
Personen. Der NÖGUS beteiligte sich dabei an den Investitionskosten.  

Weitere Schwerpunkte des NÖGUS im Bereich Soziales waren damals der 
Ausbau des Psychosozialen Diensts, die Errichtung eines Krisentelefons, die 
Betreuung von Beschäftigungs- und Wohnprojekten sowie die Förderung der 
Selbsthilfebewegung. 

Evaluierung des NÖ Psychiatrieplans 1995 
Am 27. April 2000 beschloss der Ständige Ausschuss des NÖGUS, die Univer-
sitätsklinik für Psychiatrie in Wien mit der Evaluierung des NÖ Psychiatrie-
plans 1995 zu beauftragen. Der Budgetrahmen dafür betrug rund 182.000,00 
Euro.  

Die Evaluierung wurde Mitte 2003 mit einem rund 650 Seiten umfassenden 
Endbericht abgeschlossen. „Die Evaluation des NÖ Psychiatrieplans 1995“ 
bewertete die bis zur Auftragerteilung realisierten und initiierten Verände-
rungen der psychiatrischen Versorgung in Niederösterreich, wie beispielswei-
se die Schließung der Landesnervenklinik Gugging. In den Endbericht wurden 
auch die damals aktuellen Gegebenheiten und Neuerungen in der psychiatri-
schen Versorgungsplanung eingearbeitet, wie die Bettenmessziffern für psy-
chiatrische Betten im Österreichischen Krankenanstalten- und Großgeräte-
plan. Die Evaluation des Psychiatrieplans 1995 wurde damit zum NÖ Psychi-
atrieplan 2003.  

Der NÖ Psychiatrieplan 2003 
Die wesentlichen Neuerungen des NÖ Psychiatrieplans 2003 waren die Regio-
nalisierung und der  Stufenplan der psychiatrischen Versorgung. 

Durch die Regionalisierung der psychiatrischen Versorgung sollten jeder Per-
son in Niederösterreich in einer zumutbaren Entfernung stationäre, teilstati-
onäre, ambulante, mobile und komplementäre psychiatrischen Versorgungs-
leistungen für sämtliche psychiatrische Krankheitsbilder zur Verfügung ste-
hen. Unter komplementären psychiatrische Versorgungsleistungen waren 
funktional ausgerichtete und zueinander in Beziehung stehende Hilfen in den 
Bereichen „Selbstversorgung und Wohnen“, „Tagesgestaltung und Kontaktfin-
dung“ sowie „Arbeit und Ausbildung“ zu verstehen. 

Der NÖ Psychiatrieplan 2003 sah insgesamt sieben Psychiatrieregionen vor. 
Für die zentralen Orte der Psychiatrieregionen ergab sich für nahezu 
95 Prozent der niederösterreichischen Bevölkerung eine Erreichbarkeit im 
Individualverkehr innerhalb von 60 Minuten. Die Grenzen der Psychiatriere-
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gionen deckten sich – bei Zusammenfassung der Thermenregion und der 
Buckligen Welt einerseits und NÖ Mitte Nord und Süd andererseits – mit den 
fünf Gesundheitsversorgungsregionen. Dadurch sollte die weitere Integration 
der Psychiatrieplanung in die Planung der gesamten Gesundheitsversorgung 
erleichtert werden. 

Durch den Stufenplan der psychiatrischen Versorgung auf drei Ebenen be-
rücksichtigte der NÖ Psychiatrieplan 2003, dass in einem Bundesland das 
flächenmäßig rund 46mal größer als Wien ist und fast ein Viertel des Bundes-
gebiets abdeckt, spezialisierte psychiatrische Versorgungsstrukturen auf 
Grund der beschränkten Ressourcen nicht überall angeboten werden können. 

 
Quelle: NÖ Psychiatrieplan 2003, Stufenplan der psychiatrischen Versorgung auf drei Ebenen  

Als unterste Versorgungsebene war der politische Bezirk (im NÖ Psychiatrie-
plan 2003 auch als Sektor bezeichnet) vorgesehen. Hier sollten neben nieder-
gelassenen Ärzten für Allgemeinmedizin bestimmte psychiatrische Versor-
gungsstrukturen durch eine ambulante und mobile psychiatrische Grundver-
sorgung sichergestellt werden. Vorgesehen waren niedergelassene Fachärzte 
für Psychiatrie, psychiatrische Konsiliardienste (zB für Wohneinrichtungen), 
ein Psychosozialer Dienst (einschließlich Krisenintervention tagsüber und an 
Wochenenden), niedergelassene Psychotherapeuten, mobile Hilfsdienste und 
Beratungsstellen jeder Art sowie komplementäre Hilfen.  

Auf der Ebene der Psychiatrieregionen war als wesentliche psychiatrische Ver-
sorgungsstruktur pro Region ein „Regionales Zentrum für Seelische Gesund-
heit" (RZSG) geplant. Diese Überlegung setzte die Einrichtung von psychiatri-
schen Abteilungen in den Krankenhäusern der Regionen voraus. Ein solches 
Zentrum sollte psychiatrische Bettenkapazitäten für Akutprobleme, Tageskli-
nikplätze und einen Krisendienst beinhalten, der in der Nacht sowie an Sams-
tagen, Sonntagen und Feiertagen als ambulanter, mobiler sowie telefonischer 
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Dienst funktioniert. Außerdem wurden ein regionaler psychiatrischer Ver-
bund unter einer ärztlichen Leitung und ein regionales Budget für die psychi-
atrische Versorgung vorgeschlagen. 

Auf überregionaler Ebene war geplant, voll- und teilstationäre psychiatrische 
Spezialversorgung für mehrere Psychiatrieregionen bzw. das ganze Bundes-
land anzubieten. Diese Spezialversorgung wurde im NÖ Psychiatrieplan 2003 
als stationäre und teilstationäre Behandlung von kinder- und jugendpsychiat-
rischen Patienten, Patienten mit Alkohol- und Drogenerkrankungen, sowie 
für Patienten mit einem Bedarf an stationärer Psychotherapie beschrieben.  

Die folgende Abbildung stellt den im NÖ Psychiatrieplan 2003 vorgeschlage-
nen stufenweisen Aufbau der psychiatrischen Versorgung dar. 

 
Quelle: NÖ Psychiatrieplan 2003, Komponenten der psychiatrischen Versorgung  

Der NÖ Psychiatrieplan 2003 wies darauf hin, dass eine individuelle, den Be-
dürfnissen der Betroffenen angepasste Behandlung und Betreuung ein hohes 
Maß an Kooperation und Koordination der verschiedenen Versorgungsberei-
che erfordert.  

Außerdem enthielt der NÖ Psychiatrieplan 2003 Basiskonzepte für fünf Fi-
nanzierungsmodelle, welche den Aufbau der personenzentrierten und ge-
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meindenahen psychiatrischen Versorgung durch finanzielle Anreize fördern 
sollten.  

Eine Kurzfassung des NÖ Psychiatrieplans 2003 wurde am 4. November 2003 
vom Ständigen Ausschuss und am 16. Dezember 2003 von der Fondsver-
sammlung des NÖGUS jeweils zustimmend zur Kenntnis genommen.  

NÖ Gesundheitsziele 2004 
Das am 28. Juni 2004 der Öffentlichkeit vorgestellte Landes-Gesundheits-
programm 2004 sah in Bezug auf die Psychiatrische Versorgung vor, dass bis 
zum Jahr 2010 in jeder Gesundheitsregion in Niederösterreich eine eigen-
ständige Versorgung von mentalen/psychischen Störungen verwirklicht sein 
sollte.  

Die Gesundheitsziele wurden in das am 24. September 2004 von der NÖ Lan-
desregierung beschlossene Landesentwicklungskonzept aufgenommen, wo-
nach der NÖ Psychiatrieplan 2003 die Grundlage für die zukünftige psychiat-
rische Versorgung bildet.  

Umsetzungsprojekte in drei Modellregionen  
Mit dem Psychiatrieplan 2003 standen dem NÖGUS für die Umsetzung der 
überregionalen voll- und teilstationären psychiatrischen Spezialversorgung 
und den regional angesiedelten psychiatrischen Akutabteilungen und Tages-
kliniken nachvollziehbare Grundlagen zur Verfügung. 

Die Empfehlungen für die ambulanten, mobilen und komplementären Diens-
te, den Krisendienst sowie die Basiskonzepte für die alternativen Finanzie-
rungsmodelle sollten zunächst erprobt werden. Daher beschloss die Fondsver-
sammlung des NÖGUS diese Teile der psychiatrischen Versorgung im Rahmen 
von zweijährigen Pilotversuchen in drei Modellregionen mit insgesamt rund 
435.000 Einwohnern auf Zweckmäßigkeit, Realisierbarkeit und Finanzierbar-
keit zu prüfen:  

 Modellregion Weinviertel  
Hollabrunn/Korneuburg (120.000 Einwohner): Regions- und personenbe-
zogenes Psychiatriebudget, Wohnbetreuung, Krisendienst, Vollausbau Psy-
chosozialer Dienst, Konsiliardienst Korneuburg/Stockerau  

 Modellregion Industrieviertel  
Neunkirchen/Wr. Neustadt (195.000 Einwohner): Tagesklinik, geron-
topsychiatrische Wohnbetreuung, Krisendienst, Vollausbau Psychosozialer 
Dienst, dislozierte Tagesklinik Wr.Neustadt  
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 Modellregion Mostviertel  
Amstetten/Waidhofen a.d. Ybbs (120.000 Einwohner): Tagesklinik, perso-
nenzentrierte Wohnbetreuung, Krisendienst, Vollausbau Psychosozialer 
Dienst  

Die Pilotversuche sollten Erkenntnisse über die tatsächlichen Kosten und die 
Umsetzbarkeit für eine landesweite Ausrollung bis Ende 2005 erbringen.  

Umstrukturierung des NÖGUS im Jahr 2005 
In dieser, für die Umsetzung des NÖ Psychiatrieplans 2003 entscheidenden 
Phase wurde der NÖGUS Mitte 2005 umstrukturiert. Der Geschäftsführer des 
Bereichs Soziales wurde abberufen und sein Vertrag beendet. Die Bereiche 
Gesundheit und Soziales wurden mit Wirksamkeit vom 1. September 2005 
unter der Verantwortung eines Geschäftsführers zusammengefasst, wobei die 
Aufgaben für den Bereich Soziales im NÖ Gesundheits- und Sozialfonds-
Gesetz, LGBl 9450-3, auf folgende eingeschränkt wurden: 

 Laufende Evaluierung der Maßnahmen zur Umsetzung des Psychiatrie-
plans 

 Vernetzung des Psychosozialen Diensts mit niedergelassenen Ärzten und 
Krankenanstalten 

 Optimierung des Schnittstellenmanagements im ambulanten, teilstationä-
ren und stationären Pflegebereich  

Die Neuerung wurde damit begründet, dass „mit dem Beschluss des NÖ Psy-
chiatrieplans der Hauptschwerpunkt dieses Aufgabenbereiches entfällt“.  

Außerdem wurde die NÖ Landeskliniken-Holding zur operativen Betriebsfüh-
rung der NÖ Landeskliniken aus dem NÖGUS herausgelöst und durch ein 
eigenes Gesetz geregelt. Mit der Trennung bestanden zwei Fonds öffentlichen 
Rechts. Der NÖGUS übernahm laut Tätigkeitsbericht 2005 die Aufgabe der 
strategischen Leit- und Koordinationsstelle im NÖ Gesundheitswesen, insbe-
sondere auch im Zusammenhang mit der Gesundheitsreform 2005. 

Koordinationsstelle für psychiatrische und psychosoziale 
Versorgung  
Zur Wahrnehmung der im NÖGUS Bereich Soziales verbliebenen Aufgaben 
und zur Umsetzung des Psychiatrieplans 2003 wurde im Oktober 2005 eine 
Koordinationsstelle für psychiatrische und psychosoziale Versorgung einge-
richtet. Die Zielsetzung dieser Stelle lautete: 

„Durch die strategische Zusammenführung aller psychiatrierelevanten Ver-
sorgungsbereiche sollen Unterversorgung sowie Doppel- und Mehrfachversor-
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gung vermieden werden. Insbesondere harmonisierende Maßnahmen in un-
tereinander zu wenig abgestimmten Versorgungssektoren sollen hier zu Qua-
litäts- und Effizienzsteigerungen führen.“ 

Die Koordinationsstelle sollte die strategischen und die operativen Aufgaben 
in der psychiatrischen Versorgung entflechten. Zur Sicherstellung einer integ-
rativen Versorgung in allen funktionalen Bereichen war vorgesehen, dass die 
strategische Gesamtplanung, die Gesamtsteuerung und die Gesamtbudgetie-
rung in der Kompetenz des NÖGUS bleiben.  

Die operativen Aufgaben und die Umsetzung in den einzelnen psychiatrischen 
Versorgungsbereichen sollten ausschließlich von den zuständigen Abteilungen 
des Amtes der NÖ Landesregierung (Abteilung Soziales GS5 sowie Abteilung 
Landeskrankenanstalten und Landesheime GS7) bzw. im Krankenanstalten-
bereich von der NÖ Landeskliniken-Holding wahrgenommen werden. Ledig-
lich operative Aufgaben im Zusammenhang mit Leistungen des niedergelas-
senen Bereichs (Sozialversicherungsträger, Ärztekammer, Berufsverbände) 
sollten beim NÖGUS verbleiben. 

© Art Brut AG 
August Walla, CAROM.!, undatiert 
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5.2 Aufgaben und Entwicklung von 2006 – 2012 
Die Übertragung der Rechtsträgerschaft der Gemeindekrankenhäuser an das 
Land NÖ in den Jahren 2005 und 2006  führte neuerlich zu einer Überarbei-
tung der gesetzlichen Grundlagen des NÖGUS. Das NÖ Gesundheits- und So-
zialfonds-Gesetz 2006 (NÖGUS-G 2006), LGBl 9450, trat mit 1. Jänner 2006 
in Kraft. 

Aufgaben des NÖGUS im Bereich Soziales ab 2006  
Als Aufgaben des NÖGUS im Bereich Soziales wurden die Planung der Versor-
gungsstrukturen für psychisch behinderte Menschen sowie pflegebedürftige 
Menschen wie folgt festgelegt:   

 Regelmäßige Evaluierung des NÖ Psychiatrieplans 

 Vernetzung des Psychosozialen Diensts mit niedergelassenen Ärzten und 
Krankenanstalten 

 Optimierung des Nahtstellenmanagements im ambulanten, teilstationären 
und stationären Pflegebereich 

Ergebnisse der Umsetzungsprojekte in den Modellregionen 
Wie aus dem Abschlussbericht der Umsetzungsprojekte in den Modellregio-
nen vom 24. März 2006 hervorging, konnte ein Großteil der Umsetzungspro-
jekte aus unterschiedlichen Gründen innerhalb des vorgegebenen Zeitrah-
mens von zwei Jahren nicht verwirklicht werden. 

Die Krisendienste konnten in allen drei Modellregionen aus personellen und 
organisatorischen Gründen nicht erprobt werden. Der Konsiliardienst in Kor-
neuburg/Stockerau wurde auf Grund des geringen Interesses des Klinikums 
nicht gestartet. Das Projekt Tagesklinik in der Modellregion Industrieviertel 
wurde abgebrochen, weil erforderliche Daten nicht zur Verfügung gestellt 
wurden. In der Modellregion Mostviertel wurde das Projekt Tagesklinik aus 
betriebsorganisatorischen Gründen eingestellt.  

Die Wohnbetreuung und die Hilfen in der Tagesstruktur sowie im Arbeitsbe-
reich wurden im Zuge der Umsetzungsprojekte als Leistungen des Psychosozi-
alen Diensts definiert. Für den geplanten Vollausbau erforderte dies eine Neu-
ausrichtung des Psychosozialen Diensts, mit dem erst im März 2005 begon-
nen wurde. Eine genaue Kalkulation der Echtkosten für die Leistungserweite-
rung des Psychosozialen Diensts konnte in keiner der Modellregionen erfol-
gen, weil die Abrechnungen der Trägerorganisationen nicht zur Verfügung 
standen. Die Erprobung der Neuausrichtung des Psychosozialen Diensts wur-
de daher bis Ende 2006 verlängert.  
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Für die Erstellung eines regionen- und personenbezogenen Psychiatriebudgets 
standen Daten der Krankenversicherungsträger für den niedergelassenen Be-
reich nicht zur Verfügung.  

Zusammenfassend stellte der Landesrechnungshof fest, dass die Umset-
zungsprojekte teilweise nicht in Angriff genommen wurden bzw. innerhalb 
des vorgegebenen Zeitrahmens nicht die erwarteten Ergebnisse lieferten.  

Obwohl der Abschlussbericht zu den einzelnen Umsetzungsprojekten Emp-
fehlungen enthielt, fehlten dem NÖGUS wichtige Daten für die weitere Um-
setzung des NÖ Psychiatrieplans 2003.  

Dem NÖGUS gelang es nicht, den vom Ständigen Ausschuss und der 
Gesundheitsplattform geforderten Probebetrieb für die ambulanten, 
mobilen und komplementären Dienste einzurichten und zu evaluie-
ren. Weiters wurden die Basiskonzepte für die alternativen Finanzie-
rungsmodelle nicht im erforderlichen Umfang analysiert. Dem NÖGUS 
fehlten dadurch wichtige Grundlagen zur weiteren Planung, Steue-
rung und Umsetzung der psychiatrischen Versorgungsstrukturen in 
Niederösterreich. 

Teilbereiche der Projekte wurden fortgesetzt. Der Landesrechnungshof behielt 
sich dazu eine gesonderte Prüfung vor. 

Unterstützung durch ein Beratungsunternehmen 
Die Geschäftsführung des NÖGUS wurde beauftragt, bis Ende 2006 die im 
Abschlussbericht der Umsetzungsprojekte in den Modellregionen getroffenen 
Empfehlungen einer inhaltlichen und finanziellen Bewertung zu unterziehen 
sowie Umsetzungsszenarien inklusive Zeitplan zu entwickeln.  

Da zu den Umsetzungsprojekten Daten fehlten und zum Probebetrieb des neu 
ausgerichteten Psychosozialen Diensts keine Evaluationsergebnisse vorlagen, 
zog der NÖGUS einen externen Berater bei.  

Im September 2006 beauftragte der NÖGUS ein Beratungsunternehmen, die 
Gesundheitsausgaben für die psychiatrische Versorgung zu erheben, die mög-
lichen Einsparungen durch die Neuausrichtung des Psychosozialen Diensts zu 
bewerten sowie das zugehörige Finanzierungsmodell darzustellen. Das ver-
einbarte Honorar für 33 Beratertage betrug 120.000,00 Euro (inklusive Um-
satzsteuer). Der Auftrag wurde laut NÖGUS im Verhandlungsverfahren ohne 
vorherige Bekanntmachung mit nur einem Unternehmen vergeben. Die 
Vergabe erfolgte zu dem vom Beratungsunternehmen angebotenen Preis. 
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Der dem Landesrechnungshof vorliegende Bericht des Beratungsunterneh-
mens enthielt folgende wesentliche Ergebnisse: 

 Die Gesamtausgaben für die psychiatrische Versorgung in NÖ betrugen im 
Jahr 2005 mit Eigenleistungen rund 275 Millionen Euro. 

 Die Effekte der Neuausrichtung des Psychosozialen Diensts könnten bei 
Übertragung internationaler Erfahrungen jährlich finanzielle Vorteile in 
Millionenhöhe ermöglichen sowie zu einer Reduktion von Heimaufenthal-
ten und zur Verbesserung der Lebensqualität für die Klienten führen. 

 Die Finanzierung des neu ausgerichteten Psychosozialen Diensts sollte 
pragmatisch durch eine direkte Kostenerstattung erfolgen. 

 Der neu ausgerichtete Psychosoziale Dienst müsste aus den Einsparungen 
des NÖGUS finanziert werden. 

Da die vorliegenden Daten keine validen Aussagen zur Effektivität der Neu-
ausrichtung des Psychosozialen Diensts erlaubten, empfahl das Beratungsun-
ternehmen, das Projekt unter veränderten Startbedingungen neu aufzusetzen. 
Vorgeschlagen wurde weiters ein kontinuierliches Projektcontrolling und die 
Festlegung von Kriterien für einen Projektabbruch bei negativen Zwischener-
gebnissen.  

In einer Stellungnahme wandten die Psychiatrieexperten des NÖGUS eine 
fehlerhafte Datenbasis, ungeeignete Methoden und offensichtliche Zuord-
nungsprobleme im Bericht des Beratungsunternehmens ein. Die Einwendun-
gen wurden jedoch nicht berücksichtigt. Das Beratungsunternehmen legte 
keine wesentlichen neuen Erkenntnisse für die Umsetzung des NÖ Psychiat-
rieplans 2003 vor.  

Dazu bemerkte der Landesrechnungshof, dass das Honorar von umgerechnet 
3.636,00 Euro (inklusive Umsatzsteuer und Nebenkosten) pro Beratertag für 
die erbrachte Leistung nicht angemessen war.  

Er verwies auf seinen Bericht 11/2011 „Externe Beratungsleistungen“ 
und betonte, dass auch Beratungsleistungen grundsätzlich nach ei-
nem Verfahren mit mehreren Bietern im wirtschaftlichen Wettbe-
werb zu vergeben sind. Auf die Angemessenheit der Beratungshonora-
re ist zu achten. 

Der Bericht des Beratungsunternehmens und der Abschlussbericht der Um-
setzungsprojekte wurden vom NÖGUS gemeinsam mit dem Amt der NÖ Lan-
desregierung bewertet. Weitere Umsetzungsszenarien und Empfehlungen 
wurden entwickelt. Unter anderem wurde empfohlen, die Neuausrichtung des 
Psychosozialen Diensts in Form eines neuen Projektes weiterzuführen.  
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Übergabe von Aufgaben an die Abteilung Soziales GS5 
Im Mai 2007 beauftragte der Ständige Ausschuss die Geschäftsführung des 
NÖGUS mit der Umsetzung von acht Empfehlungen. Außerdem erhielt die 
Geschäftsführung vom Ständigen Ausschuss den Auftrag, die Aufgaben der 
finanziellen Gebarung des NÖGUS Bereichs Soziales an die Abteilung Soziales 
GS5 zu übertragen und auch die finanziellen Rücklagen des Bereichs Soziales 
in Höhe von rund 3,5 Millionen Euro an diese Abteilung abzutreten. 

Durch die Übertragung der finanziellen Gebarung vom NÖGUS an die Abtei-
lung Soziales GS5 wurde die mit der Einrichtung der Koordinationsstelle an-
gestrebte Gesamtplanung, Gesamtsteuerung und Gesamtbudgetierung aller 
psychiatrischen Versorgungsbereiche durch den NÖGUS aufgegeben. Auch bei 
den durch das NÖGUS-G 2006 festgelegten Aufgaben zur Planung der Versor-
gungsstrukturen für psychisch behinderte Menschen sowie für pflegebedürf-
tige Menschen wurden jene Leistungsbereiche, deren Finanzierung über das 
Sozialsystem erfolgten, herausgelöst. Diese grundsätzliche Änderung betraf 
auch die fortgeführten Projekte in den Modellregionen.  

Der Landesrechnungshof stellte fest, dass der NÖGUS einen Großteil der 
Empfehlungen aus dem Abschlussbericht der Umsetzungsprojekte in den Mo-
dellregionen und aus dem Bericht des Beratungsunternehmens nicht umsetz-
te. Die Empfehlung des Beratungsunternehmens zur Neuausrichtung des Psy-
chosozialen Diensts verfolgte der NÖGUS nicht weiter, weil er im Bereich So-
ziales keine operativen Planungsaufgaben mehr wahrnahm. Außerdem war 
die im Oktober 2005 eingerichtete Koordinationsstelle für psychiatrische und 
psychosoziale Versorgung im Bereich Soziales nicht mehr tätig.  

Für den Landesrechnungshof war nicht nachvollziehbar, aus welchen 
Gründen der Ständige Ausschuss des NÖGUS einerseits die operativen 
Planungsaufgaben im Bereich Soziales an die Abteilung Soziales GS5 
übertrug und andererseits die Geschäftsführung des NÖGUS unter 
anderem mit der Weiterführung der Neuausrichtung des Psychosozia-
len Diensts beauftragte.  

Mitte 2007 wurden die Aufgaben der Geschäftsstelle des NÖGUS an die NÖ 
Landeskliniken-Holding übertragen und das Personal des NÖGUS bis auf drei 
Landesbeamte in die Landeskliniken-Holding übernommen. Damit wurde die 
Koordinationsstelle für psychiatrische und psychosoziale Versorgung faktisch 
aufgelöst. Die Psychiatrieexperten des NÖGUS nahmen Planungsaufgaben für 
psychiatrische Versorgungsstrukturen ab 2007 ausschließlich im Bereich der 
NÖ Landeskliniken wahr. 
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Die Neuausrichtung des Psychosozialen Diensts wurde im Jahr 2010 
durch die Abteilung Soziales GS5 weitergeführt.  

Konzentration auf die Gesundheitsstrukturplanung 
Der NÖGUS konzentrierte sich in weiterer Folge auf das Gesundheitssystem 
und die damit zusammenhängende integrierte Gesundheitsstrukturplanung 
in Niederösterreich. Diese umfasste alle Ebenen und Teilbereiche der Gesund-
heitsversorgung und bezog sich dabei auf den stationären Bereich in Kranken-
anstalten, den ambulanten Bereich (beispielsweise Spitalsambulanzen, nie-
dergelassene Ärzte), den Rehabilitationsbereich und den Pflegebereich, soweit 
dieser im Rahmen des Nahtstellenmanagements für die Gesundheitsversor-
gung von Bedeutung war. Die Rechtsgrundlage dafür bildete die Vereinbarung 
gemäß Art 15a B-VG über die Organisation und Finanzierung des Gesund-
heitswesens für die Jahre 2008 bis einschließlich 2013. Diese enthielt auch 
Vorgaben bezüglich der Organisation und der Aufgaben der Landesgesund-
heitsfonds, welche 2009 in das NÖGUS-G 2006 eingearbeitet wurden. 

Aufgaben zur Planung der Versorgungsstrukturen für psychisch behinderte 
sowie pflegebedürftige Menschen führte der NÖGUS ausschließlich im Ge-
sundheitssystem durch. Dabei nahm er jedoch folgende im NÖGUS-G 2006 
normierten Aufgaben nicht wahr: 

 Regelmäßige Evaluierung des NÖ Psychiatrieplans 

 Vernetzung des Psychosozialen Diensts mit niedergelassenen Ärzten und 
Krankenanstalten 

Er begründete dies damit, dass die Aufgaben des Fonds aus seiner Sicht ab 
2006 primär in der Gesundheitsstrukturplanung lagen. Er stützte seine 
Sichtweise auf die in der Vereinbarung gemäß Art 15a B-VG über die Organi-
sation und Finanzierung des Gesundheitswesens formulierten Ziele und Auf-
gaben der Landesgesundheitsfonds. 

Dazu bemerkte der Landesrechnungshof, dass die Vereinbarung gemäß Art 
15a B-VG über die Organisation und Finanzierung des Gesundheitswesens die 
integrierte Gesundheitsplanung stärkte und den Ländern auch die Möglich-
keit einräumte, Aufgaben an die Landesgesundheitsfonds zu übertragen. Bei 
der regelmäßigen Evaluierung des NÖ Psychiatrieplans und der Vernetzung 
des Psychosozialen Diensts mit niedergelassenen Ärzten und Krankenanstal-
ten handelte es sich um Aufgaben, die dem Fond durch das Land Niederöster-
reich übertragen wurden.  

Der Landesrechnungshof stellte weiters fest, dass der Psychiatrieplan seit dem 
Jahr 2003 nicht evaluiert wurde. Daher konnte nicht festgestellt werden, wel-
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che Auswirkungen die getrennte Planung psychiatrischer Versorgungsstruktu-
ren im Gesundheits- und Sozialsystem auf den angestrebten personen-
zentrierten und bedarfsorientierten Versorgungsansatz hatte.  

Jedenfalls sollte eine gesamthafte Evaluierung des NÖ Psychiatrieplans 2003 
gemeinsam mit den zuständigen Abteilungen des Amts der NÖ Landesregie-
rung erfolgen. Die Durchführungsverantwortung lag auf Grund des gesetzli-
chen Auftrages beim NÖGUS. 

Ergebnis 1 
Der NÖ Gesundheits- und Sozialfonds hat den gesetzlichen Auftrag 
zur Evaluierung des NÖ Psychiatrieplans zu erfüllen. Dabei sind die 
zuständigen Abteilungen des Amts der NÖ Landesregierung einzubin-
den. 

Stellungnahme der NÖ Landesregierung: 
Der Empfehlung des Landesrechnungshofes wird Folge geleistet. 

Äußerung des Landesrechnungshofs Niederösterreich: 
Die Stellungnahme wurde zur Kenntnis genommen. Der Landesrechnungshof ver-
misste jedoch einen konkreten Zeitplan für diese seit 2003 nicht wahrgenommene 
Aufgabe. 

Außerdem stellte der Landesrechnungshof kritisch fest, dass der NÖGUS kei-
ne Maßnahmen zur Vernetzung des Psychosozialen Diensts mit niedergelas-
senen Ärzten und Krankenanstalten gesetzt hat. Der Landesrechnungshof 
räumte ein, dass die Vernetzung des Psychosozialen Diensts mit niedergelas-
senen Ärzten und Krankenanstalten rechtlich dem NÖGUS, die Planung und 
Finanzierung des Psychosozialen Diensts jedoch der Abteilung Soziales GS5 
oblag. Daher wäre es zweckmäßig, dass die Abteilung Soziales GS5 - als pla-
nungs- und finanzierungsverantwortliche Stelle des Psychosozialen Diensts - 
auch die Vernetzung des Psychosozialen Diensts mit niedergelassenen Ärzten 
und Krankenanstalten operativ durchführt. 
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Ergebnis 2 
Der NÖ Gesundheits- und Sozialfonds hat Maßnahmen zu setzen, dass 
sein gesetzlicher Auftrag zur Vernetzung des Psychosozialen Diensts 
mit niedergelassenen Ärzten und Krankenanstalten zweckmäßig er-
füllt wird. 

Stellungnahme der NÖ Landesregierung: 
Die Empfehlung des Landesrechnungshofes wird in Richtung Vernetzung mit den 
niedergelassenen Ärzten umgesetzt. Zu diesem noch offenen Punkt wird gemeinsam 
mit dem NÖGUS, der NÖ Landeskliniken-Holding, den zuständigen Abteilungen 
des Amtes der NÖ Landesregierung sowie den Sozialversicherungsträgern und der 
NÖ Ärztekammer eine Lösung angestrebt. Eine Vernetzung mit den Krankenan-
stalten hingegen hat bereits im Zuge des Projektes Neustrukturierung des Psycho-
sozialen Dienstes stattgefunden (siehe Ergebnis Punkt 6). 

Äußerung des Landesrechnungshofs Niederösterreich: 
Die Stellungnahme wurde zur Kenntnis genommen. 

Regionaler Strukturplan Gesundheit Niederösterreich  
Im Rahmen der integrierten Gesundheitsstrukturplanung erstellte der 
NÖGUS in den Jahren 2008 bis 2010 mit Unterstützung der Gesundheit Ös-
terreich GmbH einen Regionalen Strukturplan Gesundheit für Niederöster-
reich. Aufbauend auf den Vorgaben und Richtwerten des übergeordneten Ös-
terreichischen Strukturplans Gesundheit erfolgte die Festlegung der struktu-
rell erforderlichen Versorgungskapazitäten im akutstationären Bereich der 
landesfondfinanzierten Krankenanstalten sowie im spitalsambulanten und 
niedergelassenen Bereich. Die Gesundheitsplattform als zuständiges Organ 
des NÖGUS beschloss Ende 2010 den Regionalen Strukturplan Gesundheit 
Niederösterreich 2015 (RSG-NÖ 2015). 

Der RSG-NÖ 2015 war für den Bereich der Landeskliniken durch das Land 
und für den niedergelassenen Bereich durch die Sozialversicherung umzuset-
zen. Für die verbindliche Umsetzung des RSG-NÖ 2015 im Bereich der NÖ 
Landeskliniken wäre die Verordnung eines Landeskrankenanstaltenplans er-
forderlich gewesen, die eine wesentliche Grundlage zur Erteilung von Errich-
tungs- und Betriebsbewilligungen und den damit verbundenen Bedarfsprü-
fungen darstellt. 



Grundlagen der psychiatrischen Versorgung in Niederösterreich    23 

 

In der folgenden Abbildung wird die zentrale Bedeutung des Landeskranken-
anstaltenplans im Rahmen der Gesundheitsstrukturplanung dargestellt. 

 
Quelle: Österreichischer Strukturplan Gesundheit 2010 

Im Juli 2012 lag für Niederösterreich noch kein Landeskrankenanstaltenplan 
vor. Der NÖGUS und die Abteilung Sanitäts- und Krankenanstaltenrecht GS4 
führten dazu aus, dass Änderungen im KAKuG Ende 2011 eine Novelle des 
NÖ KAG innerhalb von sechs Monaten erfordern und danach der Landes-
krankenanstaltenplan durch Verordnung festgelegt werden kann. 

Zur verbindlichen Umsetzung des Regionalen Strukturplans Gesundheit Nie-
derösterreich 2015 erwartete der Landesrechnungshof die Verordnung eines 
Landeskrankenanstaltenplans nach einer hierfür erforderlichen Novellierung 
des NÖ Krankenanstaltengesetzes.  
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Ergebnis 3 
Die Verordnung eines Landeskrankenanstaltenplans ist zur verbindli-
chen Umsetzung des Regionalen Strukturplans Gesundheit Niederös-
terreich 2015 nach einer hierfür erforderlichen Novellierung des NÖ 
Krankenanstaltengesetzes zu erlassen.  

Stellungnahme der NÖ Landesregierung: 
Der Empfehlung des Landesrechnungshofes wird Folge geleistet, die diesbezügliche 
Novelle des NÖ Krankenanstaltengesetzes ist bereits in Begutachtung. 

Äußerung des Landesrechnungshofs Niederösterreich: 
Die Stellungnahme wurde zur Kenntnis genommen. 

Bedarf an Krankenhausbetten, Tagesklinikplätzen und 
Psychiatern 
Der RSG-NÖ 2015 unterscheidet im akutstationären Bereich zwischen psychi-
atrischen Strukturen für Erwachsene sowie Kinder und Jugendliche. Die Pla-
nungsempfehlungen im RSG-NÖ 2015 entsprachen hinsichtlich der Betten im 
akutstationären Bereich den Inhalten des NÖ Psychiatrieplans 2003. Dement-
sprechend sah der RSG-NÖ 2015 ausgehend von den 2007 tatsächlich aufge-
stellten Betten eine Aufstockung der Betten bzw. Tagesklinikplätze sowohl im 
Bereich der Erwachsenenpsychiatrie (+ 106 Betten) als auch in der Kinder- 
und Jugendpsychiatrie (+ 26 Betten) bis 2015 vor.  

Bei der Planung der psychiatrischen Versorgungsstrukturen im spitalsambu-
lanten und niedergelassenen Bereich legte der RSG-NÖ 2015 im Vergleich 
zum Jahr 2007 einen Zusatzbedarf an ärztlichen Vollzeitäquivalenten fest. 
Der RSG-NÖ 2015 vermerkte, dass in Niederösterreich generell ein Mangel an 
Fachärzten für Psychiatrie bestand. In Verhandlungen zwischen dem NÖGUS 
und den Krankenversicherungsträgern wurde im Frühjahr 2011 der Aufbau 
von zusätzlich 8,6 ärztlichen Vollzeitäquivalenten für den Bereich Psychiatrie 
und Neurologie bis 2015 beschlossen. Diese Planungen für den niedergelasse-
nen Bereich waren von den NÖ Krankenversicherungsträgern im Rahmen der 
gesetzlichen Möglichkeiten mit der NÖ Ärztekammer zu verhandeln und um-
zusetzen. 
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6.  Planung der psychiatrischen Versorgung 
beim Amt der NÖ Landesregierung 

Nach dem NÖ Sozialhilfegesetz (NÖ SHG) hatte das Land die zur Erreichung 
der Ziele der Sozialhilfe erforderlichen allgemeinen Maßnahmen zu planen. 
Die Planung der psychiatrischen Versorgung im Sozialbereich führten ab 2007 
ausschließlich die zuständigen Abteilungen des Amts der NÖ Landesregierung 
durch. 

6.1 Vorgaben des NÖ SHG  
Das NÖ SHG gab folgende Ziele und Aufgaben des Landes bei der Sozialpla-
nung vor. 

Ziele der Sozialplanung (§ 57 NÖ SHG): 

 Versorgung der Bevölkerung mit bedarfs- und fachgerechten Leistungen zu 
verbessern und langfristig zu sichern 

 Landesweit einheitliche qualitative und quantitative Mindeststandards in 
allen Bereichen der Sozialhilfe unter Berücksichtigung der regionalen und 
örtlichen Besonderheiten zu gewährleisten 

 Zusammenarbeit des Landes, der Gemeinden und der Träger der freien 
Wohlfahrt und sonstiger Einrichtungen zu fördern 

 Wirksame und sparsame Verwendung der Mittel zu gewährleisten 

Aufgaben des Landes bei der Sozialplanung (§ 58 NÖ SHG): 

 Erhebung, Sammlung, Verarbeitung und Auswertung der erforderlichen 
Daten 

 Durchführung der planerischen Maßnahmen für das gesamte Landesgebiet 

 Planung von Sachbereichen, das sind die planerischen Maßnahmen für 
bestimmte Sachbereiche 

 Koordinierung der Planung der einzelnen Sozialsprengel 

 Regelmäßige Überprüfung und Evaluierung der Sozialplanung 

Beirat zur Sozialplanung  
Zur Beratung der NÖ Landesregierung in wesentlichen Angelegenheiten der 
Sozialpolitik war nach den Vorgaben des NÖ SHG ein Beirat zur Sozialplanung 
eingerichtet. Diesem gehörten neben den für die Sozialhilfe zuständigen Mit-
gliedern der NÖ Landesregierung, Landtagsabgeordnete, fachlich verantwort-
liche Abteilungsleiter des Amtes der NÖ Landesregierung, Interessensvertre-
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ter der Gemeinden, Vertreter von Behindertenorganisationen, Vertreter der 
freien Wohlfahrt und der Geschäftsführer des NÖGUS an. Der Beirat zur Sozi-
alplanung tagte zuletzt am 27. Juni 2007, wobei er sich laut Protokoll mit der 
bedarfsorientierten Mindestsicherung und der Pflegeversorgung auseinander-
setzte. In die Planung und Umsetzung des nachstehend noch dargestellten 
„Psychosozialen Diensts Neu“ im Jahr 2011 war der Beirat nicht eingebunden. 
Der Landesrechnungshof vermisste bei der Neustrukturierung des Psychoso-
zialen Diensts die Einbindung des Beirates für Sozialplanung. 

Ergebnis 4 
Der Beirat für Sozialplanung ist mit allen wesentlichen Angelegenhei-
ten der Sozialpolitik zu befassen. 

Stellungnahme der NÖ Landesregierung: 
Die Erfahrungen der bis zum Jahr 2007 durchgeführten Sitzungen des Sozialbeira-
tes haben gezeigt, dass zu den vorbereiteten Tagesordnungspunkten seitens der 
Teilnehmer keine substantiellen Vorschläge oder Diskussionsbeiträge eingebracht 
wurden, sondern hauptsächlich der Informationscharakter im Vordergrund stand. 
Da ohnedies alle Maßnahmen, Projekte oder Veränderungen mit den jeweiligen 
Partnern laufend gemeinsam abgestimmt und entwickelt werden, gab es seitdem, 
auch seitens des Teilnehmerkreises, keinen Wunsch nach diesbezüglichen weiteren 
Sitzungen. Es ist daher beabsichtigt, im Zuge eines neuen NÖ Sozialhilfegesetzes 
diese Einrichtung neu zu überdenken bzw. zu regeln. 

Äußerung des Landesrechnungshofs Niederösterreich: 
Die Stellungnahme wurde zur Kenntnis genommen. Der Landesrechnungshof wies 
jedoch darauf hin, dass bis zur beabsichtigten Änderung des NÖ Sozialhilfegesetzes 
der Beirat für Sozialplanung den gesetzlichen Vorgaben entsprechend zu befassen 
ist. 

6.2 Entwicklung ab 2007 
Die Planung der psychiatrischen Versorgungsstrukturen, deren Finanzierung 
über das Sozialsystem erfolgte, oblag ab der Übernahme der Aufgabe vom 
NÖGUS im Jahr 2007 den zuständigen Abteilungen des Amtes der NÖ Lan-
desregierung, im Wesentlichen der Abteilung Soziales GS5. 
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Versorgungsstrukturen für psychisch beeinträchtigte 
Menschen 
Das NÖ SHG enthielt in einem Katalog von Hilfen zwei Maßnahmen für Men-
schen mit besonderen Bedürfnissen, zu denen auch psychisch beeinträchtigte 
Menschen zählen, auf die ein Rechtsanspruch bestand: 

 Hilfe zur sozialen Eingliederung  

 Hilfe zur sozialen Betreuung und Pflege 

Die Hilfe zur sozialen Eingliederung bestand aus der aktivierenden Betreuung 
und Unterbringung in teilstationären und stationären Einrichtungen (Tages-
stätten, Pflegeheime, Wohnhäuser, Wohnformen und Rehabilitationseinrich-
tungen für Menschen mit besonderen Bedürfnissen), solange eine Verbesse-
rung und Erhaltung der selbstständigen Alltags- und Lebensgestaltung zu 
erwarten war.  

Die Hilfe zur sozialen Betreuung und Pflege beinhaltete die Betreuung, Unter-
bringung und Pflege von Menschen mit besonderen Bedürfnissen in teilstati-
onären und stationären Einrichtungen, um einen nicht mehr verbesserungs-
fähigen Entwicklungsstand zu stabilisieren und einem Verlust von persönli-
chen Fähigkeiten entgegenzuwirken. 

Eine wichtige Versorgungsstruktur für psychisch beeinträchtigte Menschen 
stellten die Betreuungsstationen und die Betreuungszentren in den NÖ Lan-
despflegeheimen und den Vertragsheimen des Landes dar. Ende 2011 gab es 
insgesamt 735 Betten, von denen 333 auf Betreuungszentren und 402 auf 
Betreuungsstationen entfielen.  

Die Betreuungsstationen und Betreuungszentren wurden im NÖ Psychiatrie-
plan 2003 den komplementären Diensten und Einrichtungen zugeordnet.  

Für diesen Bereich fehlte eine abgestimmte Planung des zukünftigen Versor-
gungsbedarfs, welche die Wechselwirkungen mit den anderen komplementä-
ren Diensten und dem Psychosozialen Dienst berücksichtigte. 

Weiters sah das NÖ SHG auch die persönliche Hilfe vor, auf die jedoch kein 
Rechtsanspruch bestand. Die persönliche Hilfe umfasste unter anderem den 
Psychosozialen Dienst sowie Freizeitangebote und Maßnahmen zur Tages-
strukturierung für Menschen mit geistigen und psychischen Beeinträchtigun-
gen. Auch Projekte zur Begleitung von längerfristig arbeitsunfähigen, psy-
chisch oder geistig beeinträchtigten Menschen mit besonderer sozialer Be-
treuung wurden der persönlichen Hilfe zugeordnet.  
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Abgesehen von der Neustrukturierung des Psychosozialen Diensts durch die 
Abteilung Soziales GS5 vermisste der Landesrechnungshof Planungen für 
Maßnahmen der persönlichen Hilfe.  

Mit der Neustrukturierung des Psychosozialen Diensts durch die Abteilung 
Soziales GS5 im Jahr 2011 und den damit festgelegten Ausbauplänen auf der 
Basis von Erhebungen aus dem Jahr 2010 erfolgte ein wichtiger Planungs-
schritt. Wechselwirkungen mit ambulanten, stationären und teilstationären 
Einrichtungen, mit den Beschäftigungs- und Wohnformen sowie den Betreu-
ungsstationen und Betreuungszentren in den Pflegeheimen wurden jedoch 
nicht berücksichtigt.  

Trotz erfolgreicher Maßnahmen fehlte für den Sozialbereich des Landes NÖ 
eine gesamthafte Planung der Versorgungsstrukturen im Sinn des NÖ Psychi-
atrieplans.  

Ergebnis 5 
Für den Sozialbereich ist eine gesamthafte Planung der Versorgungs-
strukturen für psychisch beeinträchtigte Menschen vorzunehmen.  

Stellungnahme der NÖ Landesregierung: 
Wie im vorläufigen Überprüfungsergebnis ausführlich dargestellt, waren der Psy-
chiatrieplan 1995 und der evaluierte Plan 2003 auch die Planungsgrundlage für die 
Schaffung von Versorgungsstrukturen für den Sozialbereich. In diesem Zusammen-
hang ist auch der neue Regionale Strukturplan Gesundheit NÖ (RSG) zu erwähnen. 
Wie bereits zu Ergebnis Punkt 1 festgehalten, wird der Psychiatrieplan 2003 neuer-
lich evaluiert. Auf dieser Basis wird eine gesamthafte Bedarfsplanung erfolgen. 

Äußerung des Landesrechnungshofs Niederösterreich: 
Die Stellungnahme wurde zur Kenntnis genommen. 

Neustrukturierung des Psychosozialen Diensts  
Von 2007 bis Mitte 2010 verwaltete die Abteilung Soziales GS5 die vom 
NÖGUS übernommenen Projekte in den drei Modellregionen. Die Verwaltung 
umfasste vorwiegend die Bereitstellung der erforderlichen Budgetmittel (2010 
rund 630.000,00 Euro) und die Kontrolle der von den Trägerorganisationen 
vorgelegten Abrechnungen. Weiter gehende Planungen bzw. Evaluierungen 
erfolgten in diesem Zeitraum nicht, weil der Abteilung Soziales GS5 dafür 
personelle Ressourcen fehlten.  
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Bei der Übergabe der Planungsaufgaben des NÖGUS Bereich Soziales im Jahr 
2006 bzw. 2007 war vorgesehen, die beiden Psychiatrieexperten des NÖGUS, 
die seit 2000 maßgeblich an den Planungen beteiligt waren, der Abteilung 
Soziales GS5 zuzuweisen.  

Die Umsetzung dieser Personalmaßnahme unterblieb aus nicht mehr nach-
vollziehbaren Gründen.  

Der Landesrechnungshof kritisierte, dass die verfügbaren Psychiat-
rieexperten des NÖGUS der Abteilung Soziales GS5 nicht zugewiesen 
wurden. Daher mussten für Planungsaufgaben externe Berater zuge-
zogen werden. 

Da seit 2004 wesentliche Teile des NÖ Psychiatrieplans 2003 im Sozialbereich 
nur modellhaft erprobt und diese Modellprojekte keiner eingehenden Evaluie-
rung unterzogen wurden, beauftragte die Abteilung Soziales GS5 im Oktober 
2010 ein Beratungsunternehmen mit der Planung der Neustrukturierung des 
Psychosozialen Diensts. 

Die Umsetzung erfolgte in Form eines Projekts, bei dem alle wesentlichen 
Beteiligten in den Planungsprozess eingebunden wurden.  

 
 © Privatstiftung Künstler aus Gugging 

Heinrich Reisenbauer, Ohne Titel, 2010 
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Psychosozialer Dienst Neu 
Die Neustrukturierung des Psychosozialen Diensts im Jahr 2011 verfolgte die 
Trennung seiner Aufgaben in gesundheits- und sozialbezogene Leistungen 
sowie die Mitfinanzierung der gesundheitsbezogenen Leistungen durch die 
Krankenversicherungsträger.  

Weitere Ziele waren, für die beiden Trägerorganisationen (Caritas der Diözese 
St. Pölten und Psychosoziale Zentren GmbH) einen einheitlichen Leistungska-
talog mit Qualitätskriterien sowie eine einheitliche Vorgehensweise und Do-
kumentation zu erreichen.  

Die in den Modellregionen seit 2004 laufenden Umsetzungsprojekte sollten in 
den Regelbetrieb integriert werden. Weiters war beabsichtigt, die Kooperation 
zwischen sämtlichen psychiatrischen Versorgungsstrukturen im Gesundheits- 
und Sozialbereich und dem Psychosozialen Dienst zu verbessern.  

Außerdem sollte ein Kalkulationsmodell auf Basis einheitlicher Grundlagen 
für die Finanzierung der Leistungen des Psychosozialen Diensts erstellt wer-
den. 

Der Vollausbau des Psychosozialen Diensts Neu war bis zum Jahresende 2014 
geplant. In Niederösterreich stünden dann ca. 32,5 Vollzeitäquivalente für die 
ärztliche Versorgung und 121,4 Vollzeitäquivalente für die Betreuung (Dip-
lomsozialarbeiter, Ergotherapeuten und Gehobener Dienst für Gesundheits- 
und Krankenpflege) zur Verfügung. Dafür war mit jährlichen Kosten von rund 
13,7 Millionen Euro zu rechnen. 

Die folgende Darstellung zeigt den Psychosozialen Dienst Neu im Gesamtge-
füge der psychiatrischen Versorgung in Niederösterreich. 
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Quelle: Abteilung Soziales GS5 

Leistungen des Psychosozialen Diensts Neu 
Wie die Darstellung zeigt, beginnen die Leistungen des Psychosozialen 
Diensts beim Verbindungsdienst, der für das Schnittstellenmanagement mit 
den Landeskliniken verantwortlich ist. Der Verbindungsdienst nimmt noch 
während des stationären Aufenthalts mit jenen Personen, für die eine Unter-
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stützung durch den Psychosozialen Dienst erforderlich ist, Kontakt auf bzw. 
kündigt vom Psychosozialen Dienst betreute Personen für einen eventuell 
erforderlichen stationären Aufenthalt in der Landesklinik an. Der behandeln-
de Arzt bzw. das Stationsteam werden dabei eingebunden. Außerdem nimmt 
der Verbindungsdienst weitere patientenbezogene Koordinationsaufgaben 
wahr. 

Die Diagnostik, eine weitere Leistung des Psychosozialen Diensts, fasst stan-
dardisiert die Befunde und die diagnostischen Prozesse aller Berufsgruppen 
zusammen. Am Ende des diagnostischen Prozesses wird festgelegt, ob der 
Psychosoziale Dienst ein Case-Management oder ein Intensiv-Case-Manage-
ment anbietet oder zu anderen Angeboten (Facharzt, soziale Institution, sta-
tionäre Unterbringung usw.) weiter vermittelt.  

Beim Case-Management übernimmt der Psychosoziale Dienst eine ganzheitli-
che Versorgungsverantwortung nach dem Grundsatz „so wenig wie notwendig 
– so viel wie erforderlich“. Dabei wird ein individuell erstellter Behandlungs- 
und Rehabilitationsplan durch den Einsatz von Eigen- und koordinierten 
Fremdleistungen umgesetzt. Das Case-Management umfasst Leistungsange-
bote wie Hilfen zur Alltagsbewältigung, Behandlungen, Beratung, Gruppenan-
gebote, Krisenmanagement sowie Fall- und Hilfeplanungskonferenzen. Er-
folgt das Angebot überwiegend nachgehend bzw. findet es im häuslichen Um-
feld der betreuten Personen statt, wird von Intensive Case-Management ge-
sprochen. 

Eine weitere Leistung des Psychosozialen Diensts stellt die Vermittlung zu 
anderen Angeboten, wie insbesondere Unterstützungsangebote in den Berei-
chen Arbeit, Wohnung und Tagesstrukturierung sowie therapeutische und 
soziale Einrichtungen. Dadurch soll eine bedarfs- und bedürfnisgerechte Ver-
sorgung ermöglicht werden. 

Weiteres sieht der „Leitfaden für die Aufnahme in Landespflegeheime oder 
Heime sonstiger Rechtsträger in Niederösterreich“ vor der Aufnahme von 
Personen in die Betreuungsstation eines Pflegeheims verpflichtend ein Asses-
sment des Psychosozialen Diensts vor. Die dabei ermittelte Betreuungsinten-
sität führt entweder zu einem Case-Management bzw. zu einem Intensiv-
Case-Management im Rahmen des Psychosozialen Diensts oder zur Aufnahme 
in eine Betreuungsstation. 

Auch die Angehörigenarbeit gehört zu den Leistungen des Psychosozialen 
Diensts. Der Stellenwert der Angehörigen in der psychiatrischen Versorgung 
und Behandlung, insbesondere die Zielgruppe „Kinder als Angehörige“, soll 
gefördert und Selbsthilfegruppen initiiert werden.  
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Durch die Neustrukturierung hatte der Psychosoziale Dienst ab Jänner 2012 
wesentliche Leistungen in der psychosozialen Versorgung zu erbringen. Dabei 
kam ihm an den Nahtstellen zum niedergelassenen Bereich, den Abteilungen 
für Psychiatrie in den Landeskliniken, den Betreuungsstationen und Betreu-
ungszentren in den Pflegeheimen und den weiteren komplementären Diens-
ten und Einrichtungen eine zentrale Verantwortung zu. Der Landesrech-
nungshof empfahl daher eine begleitende Evaluierung des neu strukturierten 
Psychosozialen Diensts. 

Ergebnis 6 
Die Effektivität und Effizienz des neu strukturierten Psychosozialen 
Diensts ist begleitend zu evaluieren. 

Stellungnahme der NÖ Landesregierung: 
Der Empfehlung wird Folge geleistet, ein erstes Evaluierungskonzept wurde bereits 
erarbeitet. 

Äußerung des Landesrechnungshofs Niederösterreich: 
Die Stellungnahme wurde zur Kenntnis genommen. 
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7.  Kooperation und Koordination 
Der personenzentrierte Versorgungsansatz einerseits und die auf Gesund-
heits- und Sozialsystem verteilte Planung und Abwicklung der psychiatrischen 
Versorgung anderseits erforderten eine enge Abstimmung und Zusammenar-
beit zwischen dem NÖGUS und den zuständigen Abteilungen des Amts der 
NÖ Landesregierung, um durch eine gesamthafte Planung und Abwicklung 
eine allfällige Unter-, Über- oder Fehlversorgung zu vermeiden.  

Der Landesrechnungshof vermisste Strukturen, die insgesamt eine bedarfsge-
rechte Behandlung und Betreuung der Patienten bzw. Klienten durch beide 
Systeme wirtschaftlich sowie zweckmäßig unterstützen. Er empfahl daher 
entsprechende Kooperationsstrukturen aufzubauen. Für eine abgestimmte 
Versorgungsplanung sollten zudem die Verantwortlichkeiten zwischen dem 
NÖGUS und den zuständigen Abteilungen des Amts der NÖ Landesregierung 
klar festgelegt sein. 

Ergebnis 7 
Die Abstimmung der psychiatrischen Versorgungsplanung von Ge-
sundheits- und Sozialsystem sowie die Zusammenarbeit bei der psy-
chiatrischen Versorgung sind durch entsprechende Strukturen zu 
verbessern. Die Verantwortlichkeiten zwischen NÖ Gesundheits- und 
Sozialfonds und den zuständigen Abteilungen des Amts der NÖ Lan-
desregierung sind klar festzulegen. 

Stellungnahme der NÖ Landesregierung: 
Der Empfehlung des Landesrechnungshofes wird Folge geleistet. 

Äußerung des Landesrechnungshofs Niederösterreich: 
Die Stellungnahme wurde zur Kenntnis genommen. 
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8.  Finanzierung der psychiatrischen 
Versorgung 

Bei der Finanzierung der psychiatrischen Versorgung war zwischen Leistun-
gen des Gesundheits- und des Sozialsystems zu unterscheiden. Das Gesund-
heitssystem finanzierte die Leistungen der Krankenanstalten und des nieder-
gelassenen Bereichs. Dem Sozialsystem oblag die Finanzierung der Sozialhilfe-
leistungen für psychisch kranke Menschen (Psychosozialer Dienst und kom-
plementäre Dienste). 

8.1 Finanzierung im Gesundheitssystem 
Das Gesundheitssystem finanzierte Leistungen für jene Patienten, für die 
nach dem Sozialversicherungsgesetz der Versicherungsfall der Krankheit zu-
traf. Dieser tritt mit dem Beginn der Krankheit, das ist der regelwidrige Kör-
per- oder Geisteszustand, der die Krankenbehandlung notwendig macht, ein. 
Die Krankenversicherung traf Vorsorge in Form von Leistungen für die Kran-
kenbehandlung, erforderlichenfalls medizinische Hauskrankenpflege oder 
Anstaltspflege. 

Leistungserbringer waren die Krankenanstalten, die niedergelassenen Fach-
ärzte für Psychiatrie, niedergelassene Psychotherapeuten und Psychologen 
sowie Ärzte für Allgemeinmedizin.  

Finanzierung der Krankenanstalten 
Ab 1997 wurden Krankenanstalten mit dem System der „Leistungsorientier-
ten Krankenanstaltenfinanzierung“ (LKF) finanziert. Die Mittelaufbringung 
erfolgte großteils durch die Sozialversicherungsträger, den Bund, die Länder 
sowie die Gemeinden und war in der Vereinbarung gemäß Art 15a B-VG über 
die Organisation und Finanzierung des Gesundheitswesens geregelt. Zusätzli-
che Mittel flossen durch private Versicherungen in das System ein. Für die 
fondsfinanzierten Landeskliniken oblag die Mittelverteilung im Sinne der 
bestehenden Vereinbarung dem NÖGUS. 

Finanzierung im niedergelassenen Bereich 
Die Leistungen im niedergelassenen Bereich (Fachärzte und Allgemeinmedizi-
ner mit Kassenvertrag) wurden nach den bestehenden Leistungskatalogen der 
Krankenkassen über die e-card vergütet. Leistungen privater Ärzte waren zu-
nächst von den Patienten zu finanzieren. Eine Kostenrückerstattung durch 
die Krankenkasse konnte beantragt werden. 
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Alle anderen Leistungen des niedergelassenen Bereichs waren entweder zur 
Gänze aus privaten Mitteln zu finanzieren oder der Patient konnte nach einer 
ärztlichen Diagnosestellung eine Kostenrückerstattung beim Sozialversiche-
rungsträger beantragen.  

 
© Privatstiftung Künstler aus Gugging 
Jofhann Fischer, Ein Gigerlhahn, 1985 

8.2 Finanzierung im Sozialsystem 
Die Sozialhilfe finanzierte Leistungen für Menschen mit besonderen Bedürf-
nissen und für pflegebedürftige Menschen. Konkret betraf das die Finanzie-
rung des Psychosozialen Diensts und der komplementären Dienste. Außer-
dem finanzierte die Sozialhilfe 20 Betten für psychiatrische Langzeitpatienten 
im Landesklinikum Mostviertel Amstetten-Mauer, für die sich die gesetzliche 
Krankenversicherung nicht zuständig erklärte. 

Für die Kosten von Sozialhilfemaßnahmen, auf die ein Rechtsanspruch be-
stand, hatten unter anderem der Hilfeempfänger, dessen Erben, unterhalts-
pflichtige Angehörige sowie Personen, denen der Hilfeempfänger Vermögen 
geschenkt hatte, Ersatz zu leisten. 
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Grundsätzlich wurden die Netto-Sozialhilfe-Aufwendungen (Gesamtaufwen-
dungen abzüglich der Ersätze der Kostenersatzverpflichteten) des ordentli-
chen Voranschlages zu gleichen Teilen vom Land und den NÖ Gemeinden 
getragen. Bei Maßnahmen, die dem außerordentlichen Voranschlag zuzu-
rechnen waren, betrug der Gemeindeanteil 25 Prozent. Bei den Gemeindean-
teilen wurde die Finanzkraft der jeweiligen Gemeinde berücksichtigt. 

Im Bereich des Psychosozialen Diensts bestanden zwei, im Bereich für Woh-
nen und Selbstversorgung sowie Tagesgestaltung gab es rund zehn Leistungs-
erbringer. Betreuungsstationen und Betreuungszentren fanden sich in NÖ 
Landespflegeheimen und in Vertragsheimen. 

Finanzierung des Psychosozialen Diensts 
Für Leistungen des Psychosozialen Diensts bestand laut NÖ SHG kein Rechts-
anspruch. Da für die Hilfeempfänger keine Kostenersatzverpflichtung be-
stand, waren die anfallenden Aufwendungen in vollem Umfang zu gleichen 
Teilen vom Land und den Gemeinden zu tragen. 

Der Psychosoziale Dienst erbrachte auch Leistungen (insbesondere im Bereich 
der Behandlung), die in den Leistungskatalog der gesetzlichen Krankenversi-
cherungsträger fielen. Daher war bei der Planung der Finanzierung des Psy-
chosozialen Diensts auch vorgesehen, mit den gesetzlichen Krankenversiche-
rungsträgern über eine Kostenbeteiligung zu verhandeln. Der Landesrech-
nungshof empfahl, diese Verhandlungen verstärkt zu betreiben.   

Ergebnis 8 
Die Verhandlungen mit den gesetzlichen Krankenversicherungsträ-
gern über die Kostenbeteiligung an Leistungen des Psychosozialen 
Diensts sind verstärkt fortzusetzen. 

Stellungnahme der NÖ Landesregierung: 
Der Empfehlung des Landesrechnungshofes wird Folge geleistet. Die diesbezügli-
chen Verhandlungen mit der NÖ Gebietskrankenkasse sind bereits im Gange. 

Äußerung des Landesrechnungshofs Niederösterreich: 
Die Stellungnahme wurde zur Kenntnis genommen. 
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Finanzierung der komplementären Dienste 
Für die Finanzierung der Leistungen Wohnen und Selbstversorgung sowie 
Tagesgestaltung lagen bei der Abteilung Soziales GS5 Richtlinien aus den Jah-
ren 1996 bzw. 1999 vor. Diese entsprachen in einigen Bereichen nicht dem 
geltenden NÖ SHG und sollten daher wie geplant aktualisiert werden. 

Ergebnis 9 
Die „Richtlinien für die Einrichtungen für psychisch behinderte Men-
schen“ aus den Jahren 1996 bzw. 1999 sind zu aktualisieren. 

Stellungnahme der NÖ Landesregierung: 
Die Empfehlung des Landesrechnungshofes wird zur Kenntnis genommen. Es ist 
beabsichtigt, die Evaluierung bzw. Bedarfsplanung des neuen Psychiatrieplans ab-
zuwarten, um dann die zu erwartenden Erkenntnisse für eine substantielle Überar-
beitung der Richtlinie berücksichtigen zu können. 

Äußerung des Landesrechnungshofs Niederösterreich: 
Die Stellungnahme wurde zur Kenntnis genommen. 

Mit den Anbietern bzw. Betreibern der Dienste bestanden langfristige Verträ-
ge. Die Finanzierung erfolgte über prospektiv festgelegte Jahrespauschalen 
pro betreute Person. Auf die dargestellten Leistungen bestand ein Rechtsan-
spruch. Daher war die Kostenersatzpflicht laut NÖ SHG anzuwenden. Im Jahr 
2010 gab das Land NÖ dafür rund 15 Millionen Euro an Sozialhilfe aus. 

Die Finanzierung der Betreuungsstationen und Betreuungszentren erfolgte 
über die von der NÖ Landesregierung für Landespflegeheime und Vertrags-
heime jährlich festgelegten Tarife. Durch die Kostenersatzpflicht war ein Teil 
des Tarifs von den betreuten Personen selbst zu begleichen (Pension und Pfle-
gegeld), die Differenz wurde aus Sozialhilfemitteln übernommen.  

8.3 Finanzierungsmodelle  
Der NÖ Psychiatrieplan 2003 beschrieb auch Basiskonzepte für fünf Finanzie-
rungsmodelle der psychiatrischen Versorgung. Ein Konzept sah vor, die finan-
ziellen Mittel aus dem Gesundheits- und Sozialbereich in Form von regionalen 
Globalbudgets auf die sieben Psychiatrieregionen aufzuteilen.  
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Damit sollte die Verantwortung und Steuerung der psychiatrischen Versor-
gung innerhalb und außerhalb von Krankenanstalten auf regionaler Ebene 
zusammengeführt und die getrennte Finanzierung aus Gesundheits- und So-
zialsystem überwunden werden.  

Der Psychiatrieplan erläuterte die bestehenden Vergütungs- und Finanzie-
rungsformen und führte dazu auch aus, dass sich die (betriebs)wirtschaft-
lichen Interessen der unterschiedlichen Kostenträger bzw. Leistungserbringer 
nachteilig auf die notwendige Versorgung psychisch kranker und beeinträch-
tigter Menschen, auf den Behandlungs- und Betreuungsverlauf sowie auf die 
Höhe der Gesamtkosten auswirken können. 

Die entwickelten Finanzierungsmodelle wurden in der Praxis nicht ausge-
führt. Daher empfahl der Landesrechnungshof, im Zuge der Evaluierung des 
NÖ Psychiatrieplans 2003 die Auswirkungen der bestehenden Vergütungs- 
und Finanzierungsformen auf die Qualität der Versorgung psychisch kranker 
und beeinträchtigter Menschen sowie auf die Höhe der Gesamtkosten zu un-
tersuchen. Generell sollte eine leistungsgerechte Finanzierung durch alle ver-
antwortlichen Kostenträger angestrebt werden.  

Ergebnis 10 
In die Evaluierung des NÖ Psychiatrieplans 2003 sind auch die Finan-
zierungsmodelle einzubeziehen. Dabei sollten auch die Auswirkungen 
der bestehenden Vergütungs- und Finanzierungsformen auf die Quali-
tät der psychiatrischen Versorgung sowie auf die Höhe der Gesamt-
kosten untersucht werden, um psychisch kranke oder beeinträchtigte 
Menschen insgesamt effizient und effektiv versorgen zu können. 

Stellungnahme der NÖ Landesregierung: 
Bei einer Evaluierung des NÖ Psychiatrieplanes 2003 werden auch die Auswirkun-
gen der bestehenden Vergütungs- und Finanzierungsformen auf die Qualität der 
Versorgung und die Höhe der Gesamtkosten untersucht. 

Äußerung des Landesrechnungshofs Niederösterreich: 
Die Stellungnahme wurde zur Kenntnis genommen. 

St. Pölten, im November 2012 

Die Landesrechnungshofdirektorin 

Dr. Edith Goldeband 
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Glossar 

ambulante Dienste 

 

Leistungen zur Befriedigung gleichartiger, 
regelmäßig auftretender persönlicher, fami-
liärer oder sozialer Bedürfnisse von Hilfe 
Suchenden (im Sinne des NÖ SHG). 

ambulanter Bereich 

 

Ambulanzen in Krankenanstalten, selbst-
ständige Ambulatorien und Ambulatorien 
der Versicherungsträger. 

ärztliche Vollzeitäquiva-
lente 

Anzahl an Ärzten bei Vollzeitbeschäftigung. 

Beirat für Sozialplanung Beratendes Gremium des Amts der NÖ 
Landesregierung in für Sozialpolitik wesent-
lichen Aufgaben. 

betreute Wohnformen 

 

Unterstützung und Betreuung psychisch 
kranker Menschen in Wohngemeinschaf-
ten, Wohnheimen und Wohnprojekten. 

Betreuungsstation 

 

Organisationseinheit für Menschen mit 
chronisch psychischen Erkrankungen oder 
Menschen mit chronisch gesundheitlichen 
Folgen aus Suchterkrankungen, die einer 
besonderen psychosozialen und therapeuti-
schen Betreuung bedürfen. 

Betreuungszentrum 

 

Organisationseinheit für psychisch kranke 
Menschen mit hohem Betreuungsaufwand, 
die aufgrund ihrer Grunderkrankung und 
ihrer sozialen Verhaltensauffälligkeiten in 
anderen Pflege- und Betreuungseinrichtun-
gen nicht betreut werden können. 

Bettenmessziffern im 
akutstationären Bereich 

Indikator für die Versorgungsdichte mit 
Krankenhausbetten (im akutstationären 
Bereich) pro 1.000 Einwohner. 
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Case-Management Ganzheitliches Konzept, bei dem die erfor-
derlichen Versorgungsleistungen über die 
Grenzen von Versorgungsstrukturen und 
Professionen hinweg individuell gebündelt 
sowie durch ein zuständiges multiprofessi-
onelles Bezugsteam geplant und direkt um-
gesetzt werden. 

Club Niederschwellige Einrichtungen, in denen 
Menschen mit psychischen Behinderungen 
tagsüber soziale Kontakte pflegen und ihre 
Freizeit gestalten können 

dislozierte Tagesklinik Tagesklinik (siehe Tagesklinik) ohne voll-
stationärer (bettenführender) Struktur in 
derselben Krankenanstalt zur Abdeckung 
von Versorgungslücken in peripheren Regi-
onen bzw. zur Herstellung einer regional 
ausgewogenen Versorgung. 

Enthospitalisierung Ganzheitliche und nachhaltige (Re-) In-
tegration von stationären psychiatrischen 
Langzeitpatienten in das ursprüngliche 
oder in ein neues, selbst gewähltes Lebens-
feld. 

Fondsversammlung des 
NÖGUS 

Oberstes Organ des NÖGUS von 1997 bis 
2006. 

Forensik (Forensische Psy-
chiatrie) 

Teilgebiet der Psychiatrie, welches sich mit 
der Behandlung von Patienten im Maß-
nahmenvollzug und psychisch erkrankten 
Straf- und Untersuchungshäftlingen be-
fasst. 

geistig behinderte Men-
schen 

Menschen, bei denen die Auswirkungen 
einer nicht nur vorübergehenden geistigen 
Funktionsbeeinträchtigung (psychische 
Störung im Sinne einer andauernden Intel-
ligenzminderung) geeignet sind, die Teilha-
be am Leben in der Gesellschaft zu erschwe-
ren. 
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gemeindenahe Psychiatrie Versorgungsmodell, bei dem außerhalb der 
Anstalten nahe an dem Ort, an dem die 
Menschen leben und arbeiten, Betreuungs-
einrichtungen geschaffen werden. 

Gerontopsychiatrie Fachgebiet der Psychiatrie, welches sich mit 
psychischen Erkrankungen älterer Men-
schen beschäftigt. 

Gesundheitsplattform des 
NÖGUS 

Ab 2006 oberstes Organ des NÖGUS, das 
Grundsatzentscheidungen für Planung, 
Steuerung und Qualitätssicherung sowie 
Finanzierung des NÖ Gesundheitswesens 
trifft. 

Gesundheitssystem Das Gesundheitssystem umfasst die Kran-
kenversorgung, die Gesundheitsförderung 
und die Prävention. 

Hilfen zur Sicherung des 
Lebensbedarfes und in be-
sonderen Lebenslagen 

Betreuungs- und Pflegemaßnahmen in sta-
tionären Einrichtungen für hilfebedürftige 
Menschen. Hilfebedürftig ist, wer auf 
Grund einer körperlichen, geistigen oder 
psychischen Beeinträchtigung oder einer 
Beeinträchtigung der Sinne einen ständigen 
Betreuungs- und Pflegebedarf hat. 

integrierte Gesundheits-
strukturplanung 

Planung aller Ebenen und Teilbereiche der 
österreichischen Gesundheitsversorgung. 
Geregelt in der Vereinbarung gemäß Art 
15a B-VG über die Organisation und Finan-
zierung des Gesundheitswesens.  

Intensiv-Case-
Management 

Case-Management, bei dem das Angebot 
überwiegend nachgehend ist und im häusli-
chen Umfeld der betreuten Personen statt-
findet. 

komplementäre Hilfen Siehe komplementäre psychiatrische Ver-
sorgungsleistungen. 
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komplementäre psychiatri-
sche Versorgungsleistun-
gen 

Unterstützungsleistungen in drei funktio-
nalen Lebensbereichen:  
1. Selbstversorgung und Wohnen: Unter-
stützungsleistungen zur Bewältigung der 
Wohnsituation für psychisch kranke Men-
schen mit komplexem Hilfebedarf in deren 
gewohntem Lebensfeld (voll-,  teil- und  
punktbetreutes Wohnen, institutionelle 
Wohnformen bzw. Betreuungsstationen in 
Pflegeheimen) 
2. Tagesgestaltung und Kontaktfindung: 
Unterstützungsleistungen zur Gestaltung 
der nicht durch Arbeit und andere Anforde-
rungen gebundenen Zeit, zur Wahrneh-
mung persönlicher Interessen und Hobbys, 
zur Teilhabe am gesellschaftlichen Leben 
und zur Aufnahme und Gestaltung persön-
licher sozialer Beziehungen (beispielsweise 
in Tagestätten, Clubs, Wohneinrichtungen 
und institutionellen Wohnformen). 
3. Arbeit und Ausbildung: Unterstützung 
bei der Suche und Aufnahme einer Arbeit 
oder Ausbildung sowie bei der Erfüllung der 
Anforderungen am Arbeits- bzw. Ausbil-
dungsplatz (Arbeitstraining, Arbeitsassis-
tenz, arbeitsähnliche Beschäftigung). 

landesfondfinanzierte 
Krankenanstalten 

Krankenanstalten die von Landesgesund-
heitsfonds finanziert werden. 

Langzeitbereich Versorgungsstrukturen für psychisch kran-
ke Menschen in Krankenanstalten, deren 
langfristige Versorgungsleistungen nicht 
durch die leistungsorientierte Krankenan-
staltenfinanzierung sondern durch die So-
zialhilfe-Finanzierung abgedeckt werden. 

Leistungsorientierte Kran-
kenanstaltenfinanzierung 
(LKF) 

System zur Finanzierung der Fondspitäler 
aus Beiträgen der sozialen Krankenversi-
cherung, aus Steuermitteln und allfälligen 
sonstigen Beiträgen der Länder und der 
Gemeinden.  
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medizinische Hauskran-
kenpflege 

Krankenhausersetzende Maßnahme, wel-
che die Möglichkeit bietet, Erkrankte an-
statt in einer Krankenanstalt in ihrer ge-
wohnten häuslichen Umgebung zu versor-
gen und zu pflegen. 

Menschen mit besonderen 
Bedürfnissen 

 

Menschen, die auf Grund einer wesentli-
chen körperlichen, geistigen oder psychi-
schen Beeinträchtigung oder einer Beein-
trächtigung der Sinne nicht in der Lage 
sind, aus eigener Kraft zu einer selbständi-
gen Lebensführung zu gelangen oder diese 
beizubehalten. 

niedergelassene Ärzte Freiberuflich tätige Ärzte für Allgemeinme-
dizin und Fachärzte mit eigener Praxis 

niedergelassener Bereich Niedergelassene Ärzte und sonstige in der 
Gesundheitsversorgung frei praktizierende 
Berufsgruppen. 

NÖ Gesundheits- und Sozi-
alfonds (NÖGUS) 

Öffentlich-rechtlicher Fonds mit eigener 
Rechtspersönlichkeit, dessen Zweck die 
aufeinander abgestimmte Planung, Steue-
rung, Finanzierung und Qualitätssicherung 
des Gesundheits- und des damit unmittel-
bar im Zusammenhang stehenden Sozial-
wesens in Niederösterreich ist. 

NÖ Landeskliniken-
Holding 

Fonds mit eigener Rechtspersönlichkeit 
dessen Aufgabenbereich sich auf die Errich-
tung, die Führung und den Betrieb aller 
Landeskrankenanstalten, auf die Wahr-
nehmung der Aufgaben der Geschäftsstelle 
des NÖ Gesundheits- und Sozialfonds und 
auf Tätigkeiten, die mit der Errichtung, der 
Führung und dem Betrieb von Landeskran-
kenanstalten in einem inhaltlichen Zu-
sammenhang stehen, erstreckt.  



Grundlagen der psychiatrischen Versorgung in Niederösterreich    45 

 

Österreichischer Struktur-
plan Gesundheit (ÖSG) 

Verbindliche Grundlage für die integrierte 
Planung der österreichischen Gesundheits-
versorgungsstrukturen. Er stellt die Rah-
menplanung für den Rehabilitationsbereich 
und die Nahtstellen zum Pflegebereich so-
wie für die stationäre und ambulante Ver-
sorgungsplanung in den Regionalen Struk-
turplänen Gesundheit (RSG) dar. 

personenzentrierter An-
satz 

Versorgungsmodell, bei dem die Autonomie 
und die Bedürfnisse der Betroffenen im 
Vordergrund stehen. Dabei wird eine inte-
grierte Hilfeplanung angestrebt, bei der die 
Hilfeleistungen so erbracht werden, dass die 
betroffenen Personen in ihrem sozialen 
Gesamtkontext verbleiben können und 
dieser dabei so wenig wie nur möglich irri-
tiert wird. 

Pflegeheime Einrichtungen zur intensiven Betreuung 
und Pflege von Menschen, die vorwiegend 
bedingt durch ihr fortgeschrittenes Alter 
auf Grund ihres körperlichen und/oder 
geistig-seelischen Zustandes nicht im Stan-
de sind, ein selbständiges, unabhängiges 
Leben zu führen und einen ständigen Be-
treuungs- und Pflegebedarf von mehr als 
120 Stunden im Monat aufweisen. 

psychiatrische Abteilungen 

 

Fachabteilungen an Krankenanstalten zur 
Behandlung, Rehabilitation und Pflege von 
Menschen mit akuten, längerfristigen und 
chronischen psychischen Erkrankungen. 

psychiatrische Versor-
gungsstrukturen 

Organisationen und Organisationseinhei-
ten, in welchen psychisch kranke Menschen 
behandelt, betreut, beschäftigt und/oder 
gepflegt werden. 

psychiatrischer Konsiliar-
dienst 

Patientenbezogene Beratung von Ärzten 
durch einen Facharzt für Psychiatrie in 
Krankenanstalten, Heimen und betreuten 
Wohnformen.  
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psychiatrischer Krisen-
dienst 

Einrichtung für telefonische Kriseninter-
vention sowie ambulante und mobile Not-
fall- und Krisenintervention in einem Regi-
onalen Zentrum für Seelische Gesundheit 
bzw. im Lebensfeld der psychisch kranken 
Menschen. 

psychisch beeinträchtigte 
Menschen 

Synonym für psychisch behinderte Men-
schen 

psychisch behinderte Men-
schen 

 

Menschen, bei denen die Auswirkung einer 
nicht nur vorübergehenden psychischen 
Funktionsbeeinträchtigung (im Sinne einer 
psychischen Störung) geeignet ist, die Teil-
habe am Leben in der Gesellschaft zu er-
schweren. 

psychisch kranke Men-
schen 

 

Menschen, die an einer psychischen Stö-
rung leiden. Zur Beschreibung und Inter-
pretation psychischer Störungen gibt es 
Diagnose- bzw. Klassifikationssysteme. Für 
Österreich ist die International Classificati-
on of Diseases (ICD-10) maßgeblich. 

psychosozialer Dienst 
(PSD) 

 

Beratungs- und Betreuungseinrichtung für 
psychisch kranke Menschen, Menschen in 
psychischen Krisen und deren Angehörige. 

Psychotherapeut Gesundheitsberuf der durch das Psychothe-
rapiegesetz geregelt ist. 

regionale Sozialbeiräte Organ des Sozialsprengels, dessen Aufgabe 
die regionale Sozialplanung auf Bezirksebe-
ne ist. 

Regionaler Strukturplan 
Gesundheit (RSG) 

Präzisierung und Weiterentwicklung des 
Österreichischen Strukturplans Gesundheit 
(ÖSG) auf der Ebene eines Bundeslandes. 
Der RSG ist Grundlage für die krankenan-
staltenrechtliche Bedarfsprüfung bzw. für 
Vertragsabschlüsse mit der Sozialversiche-
rung. 
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Regionales Zentrum für 
Seelische Gesundheit 
(RZSG) 

Einrichtung, die laut Psychiatrieplan über 
folgendes Angebot verfügen sollte: 
1. Eine psychiatrische Abteilung (Bettensta-
tion) für Patienten mit akut- psychiatri-
schen Problemen, einschließlich geron-
topsychiatrischer Patienten sowie unterge-
brachter Patienten. 
2. Tagesklinikplätze am Bettenstandort 
sowie dislozierte Tageskliniken, die fach-
lich, personell und organisatorisch mit der 
psychiatrischen Abteilung des RZSG ver-
bunden sind.  
3. Einen Krisendienst, der telefonische, 
ambulante und mobile Tätigkeiten beinhal-
tet und nachts sowie an Wochenenden und 
Feiertagen verfügbar ist. 
Pro Psychiatrieregion sollte ein RZSG zur 
Verfügung stehen. 

Sozialsystem Im Bericht werden unter Sozialsystem jene 
Leistungsbereiche verstanden, die im NÖ 
Sozialhilfegesetz geregelt sind. 

spitalsambulant Versorgung in einer Spitalsambulanz 

Ständiger Ausschuss des 
NÖGUS  

Organ des NÖ Gesundheits- und Sozial-
fonds, der die Gesundheitsziele, die unmit-
telbar damit zusammenhängenden sozial-
politischen Ziele für die Krankenanstalten 
und den Bereich der sozialpsychiatrischen 
Versorgung in NÖ vorgibt. Er legt die 
Budgetvorgaben fest, beschließt die Vertei-
lung der Mittel des NÖGUS sowie der 
Strukturmittel und trifft Entscheidungen 
für alle aus den Agenden des NÖGUS er-
wachsenden Belange  
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Stationäre Dienste 

 

Einrichtungen zur dauernden Unterbrin-
gung, Versorgung, aktivierenden Betreuung 
und Pflege überwiegend betagter Menschen 
oder Menschen mit besonderen Bedürfnis-
sen sowie Menschen in außerordentlichen 
Notsituationen, die nicht oder nicht mehr 
in der Lage sind, selbstständig einen eige-
nen Haushalt zu führen und denen die not-
wendige Hilfe weder im familiären Bereich 
noch durch teilstationäre oder ambulante 
Dienste ausreichend oder zufrieden stellend 
geboten wird (werden kann). 

stationärer Bereich Bettenführende Versorgungsstruktur in 
einer Krankenanstalt. 

Tagesklinik Stationäre Bereiche in Krankenanstalten, 
die als eigenständige Organisationseinhei-
ten mit definierten Betriebszeiten geführt 
werden und in denen ausschließlich geplan-
te tagesklinische Behandlungen durchge-
führt werden. 

Tagesstätten 

 

Einrichtungen, die psychisch kranken Men-
schen tagsüber Unterstützung und Therapie 
mit dem Ziel der Rehabilitation oder der 
Stabilisierung ihres Zustandes anbieten. 

Teilstationäre Dienste 

 

Einrichtungen zur Unterbringung, Betreu-
ung und Aktivierung von pflegebedürftigen 
Menschen oder Menschen mit besonderen 
Bedürfnissen während eines Teiles des Ta-
ges oder während der Nachtzeit. 
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